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Die Unterzeichnung des deutſch- amerikaniſchen Friedens-
»ertages iſt am Donnerstag nachmittag 5 Uhr im Arbeits-
zimmer des Reichsaußenminiſters Dr. Roſen erfolgt. Amerika
war dabei vertreten durch ſeinen Berliner Vertreter
Kommiſſar Ellis Dreſel und einigen Lezationsſekretären der
amerikaniſchen Vertretung in Berlin. Deutſcherſeits wohnten
der Unterzeichnung, die ſich in den einfachſten Formen abſpielte,
Staatsſekretär von Haniel und einige Geheimräte des Aus-
wärtigen Amtes bei. Nach der Unterzeichnung gab Herr Drefel
in einigen Worten der Ueberzeugung Ausdruck, daß ſich nun-
mehr, nach Unterzeichnung dieſes Vertrazes, der allerdings mehr
den Charakter eines Präliminarvertrages hat, da die diplo-
matiſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den beiden
Ländern beſonderen Verhandlungen nah der Ra-
tiſizierung durch den amerikaniſchen Senat und dem Deutſchen
Reichstag vorbehalten ſind, die deutſch- amerikaniſchen Be
zjiehungen erfreulich geſtalten dürften. Die Antwort des deut-
ſchen Außenminiſters lautete dahin, daß auch die Blicke Deutſch
lands beim Abſchluß des Vertrages auf die Zukunft gerichtet
ſien, daß man auch deutſcherſeits die Ueberzeugung Hege,
daß die Beziehungen der beiden Ländßr ſich fortan wieder
günſtig und erfreulich geſtalten werden.

Der unterzeichnete Friedensvertrag wird vorausſichtlich ſehr
raſch dem Reichstag nach ſeinem Zuſammentritt Ende Sep-
tember zur Ratifizierung vorgelegt werden, und
ungefähr zur ſelben Zeit dürfte auch der amerikaniſche Senat
di Ratifizierung vollziehen, womit der Frzedenszuſtand zwiſchen
den beiden Ländern ſtaatsrechtlich wieder völlig hergeſtellt
vird.
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Der nach längeren Verhandlungen zwiſchen Deutſchland
und Amerika zuſtande gekommene Friedensvertrag wird jetzt
nach Uebereinkunft veröffentlicht. Wie man aus Bemer-
kungen entnehmen kann, die dazu von zuſtändiger Stelle
gegeben wurden, iſt der Vertrag das Ergebnis von Verhand-
lungen, die auf die Jnitiativeder amerikaniſchen
Regierung hin Anfang Juli begonnen hatten, um die
Beendigung des zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten
Staaten von Amerika formell noch beſtehenden Kriegs-
r herbeizuführen. Amerika ſichert ſich in erſter

inie alle Rechte aus dem Verſailler Vertrage. Wie ſich
aber aus dem Wortlaut des deutſch- amerikaniſchen Vertrages
ergibt, ſind aus ihm mehrere wichtige Teile des Verſailler
Vertrages ausgeſchieden worden, nämlich die Teile 1
n r 2 und 3 (territoriale Neugeſtaltung Europas),
Abſchnitt 2——8 Beſtimmungen über China, Siam, Liberia,

Marokko, Aegypten, Türkei und Bulgarien, Schantung,
7 (Auslieferung) und 13 internationale Regelung der

r i Die amerikaniſche Regierung legt, wie ſie hier hat
mitteilen laſſen, den Hinweis auf Sektion 2 der Friedens
reſolution dahin aus, daß ſie keine neuen Rechte
gegenüber dem Deutſchen Reiche geltendmacht und daß ſie nicht über die Rechte hinausgeht, die
durch den Frieden von Verſailles gewährt und durch den
Hinweis auf jenen Vertrag in dem vorliegenden Vertrage
ſats le t werden. Außerdem ſtellt der Vertrag ausdrücklich
eſt, daß Amerika von den ihm zugeſtandenen Rechten nur

in der Weiſe Gebrauch machen wird, daß dabei die ent
ſprechenden, Deutſchland nach dem Verſailler Vertrag zu
ſtehenden Rechte gewahrt bleiben. Die Nichtaufnahme
des Teiles 13 des Verſailler Vertrages über die inter-
nationale Regelung der Arbeit iſt gegen denVorſchlag der deutſchen Regierung erfolgt. Jhr Verſuch die
amerikaniſche Regierung zur Anerkennung dieſes Teiles zu
veranlaſſen, iſt nicht e wohl wegen des J Zu
ſammenhanges ſeiner Beſtimmungen mit dem von Amerika
abgelehnten Völkerbund. Nach dem Jnkrafttreten des
deutſch amerikaniſchen Vertrages ſollen nach dem Willen
beider Teile die diplomatiſchen und konſulariſchen Be
ziehungen zweiſchen beiden Ländern alsbald aufgenommen
werden, auch ſollen alsdann Verhandlungen über die Rege

n e in a er änhhe bePflege auch die amerikaniſche Regierung als erwünſcht be
zei je über alle für die Beziehungen der beidenichnet hat, ſowie übe en auch über 3
mit dem Vertrage zuſammenhängenden Fragen eingeleitwerden. Hinſichelich des en Eigentum t
der Sektion 5 der Friedensreſolution bekanntlich beſtimmt,

ückgehalten werden ſoll, bis Deutſchdaß dieſes als Pfand zurückgeh en gebührende Sicherheit
land wegen ſeiner Verpflichtungen Sichergegeben Ja e amerikaniſche Regierung hat im r
erklärt, daß der Abſchluß des Verlrages den Weg ernen
würde, um alle auf das bechlagnahmkte deutſche Eigentu
bezüglichen Fragen in gerechteſter und billigſter Weiſe zu

regein.Der Vertrag lautet in ſeinen neun Teilen:
ikel T. Deutſchland veW es e n die Vereinigten Staaten ſollen

ivilegien,deſttzen und genießen alle Rechte, Privi
S Reparationen oder Vor

lichtet ſir den Vereinigten

téile, die in dem vorgenannten gemeinſchaftlichen Beſchluſſe des Kongreſſes der Vereinigten Staaten n 2. Juli

1921 näher bezeichnet ſind, mit Einſchluß aller Rechte und
Vorteile, die zugunſten der Vereinigten Staaten in dem
Vertrage von Verſailles feſtgeſetzt ſind und die
die Vereinigten Staaten in vollem Umfange genießen ſollen
ungeachtet der Tatſache, daß dieſer Vertrag von den Ver-
einigten Staaten nicht ratifiziert worden iſt.

Artikel II. Jn der Abſicht, die Verpflichtungen Deutſch-
lands gemäß dem vorhergehenden Artikel mit Beziehung auf
gewiſſe Beſtimmungen des Vertrages von Verſailles näher
zu beſtimmen, beſteht Einverſtändnis und Einigung zwiſchen
den hohen vertragſchließenden Parteien darüber:

1. daß die Rechte und Vorteile, die in jenem Vertrage
zugunſten der Vereinigten Staaten feſtgeſetzt ſind und die
die Vereinigten Staten beſitzen und genießen ſollen, die-
jenigen ſind, die in Abſchnitt 1 des Teiles 4 und in den
Teilen 5, 6, 8, 9, 10, 11, 12, 14 und 15 aufgeführt ſind. Wenn
die Vereinigten Staaten, die in den Beſtimmungen des Ver-
trages feſtgeſetzten und in dieſen Paragraphen erwähnten
Rechte und Vorteile für ſich in Anſpruch nehmen, werden ſie
dies in einer Weiſe tun, die mit den Deutſchland nach dieſen
Beſtimmungen zuſtehenden Rechten im Einklang ſteht.

2. Daß die Vereinigten Staaten nicht an die Beſtim-
mungen des Teiles 1 jenes Vertrages noch an irgendwelche
Beſtimmung jenes Vertrages mit Einſchluß der in Teil 1
dieſer Artikel erwähnten gebunden ſei
die Völkerbundbefatzun en Ka
Vereinigten Staaten durch ke aßnahme
bundes, des Völkerbundrates oder der Völkerbundverſamm-
lung gebunden ſein ſollen, es ſei denn, daß die Ver-
einigten Staaten ausdrücklich ihre Zuſtimmung zu einer
ſolchen Maßnahme geben.

3. Daß die Vereinigten Staaten keine Verpflichtung
aus den Beſtimmungen des Teiles 3 der Abſchnitt 2 bis ein-
ſchließlich 8 des Teiles 4 und des Teiles 8 des bezeichneten
Vertrages oder mit Beziehung auf dieſe Beſtimmungen über-
nehmen.

4. Daß, während die Vereinigten Staaten berechtigt
ſind, an der Reparationskommiſſion gemäß den Beſtimmun-
gen des Teiles 8 jenes Vertrages und nicht irgendeiner
andern auf Grund des Vertrages oder einer ergänzenden
Uebereinkunft eingeſetzten Kommiſſion teilzunehmen, die
Vereinigten Staaten nicht verpflichtet ſind, ſich an irgend-
einer deutſchen Kommiſſion zu beteiligen, es ſei denn, daß
ſie dies wollen.

5. Dann die im Artikel 440 des Vertrages von Ver-
ſailles erwähnten Friſten, ſoweit ſie ſich auf eine Maßnahme
oder Entſchließung der Vereinigten Staaten beziehen, mit
dem Jnkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages zu laufen
beginnen ſollen.

Artikel III des gegenwärtigen Vertrages ſoll ratifiziert
werden und er ſoll ſofort mit dem Austauſch der Ratifika-
tionsurkunden, die ſobald als möglich in Borlin ſtattfinden
wird, in Kraft treten.

Ein zwiſchen Regierung und Beamte.
T Kabinett hat das letzte Wort.

Berlin, 26. Aug. (W. T. B.) Die unter Vorſitz des Reichs
kanzlers geführten Verhandlungen der Reichsregierung mit
den Vertretern der Spitzenorganifationen der Beamten, An-
geſtellten und Arbeiter haben geſtern ſpätabends zu einer Eini-
gung geführt. Das Reichskabinett wird mit größter Be-
ſchleunigumg zu dieſer Vereinbarung Stellung nehmen. Mit
ihrer Annahme darf heute gerechnet werden.
Nach Verabredung mit den Führern der Reichstagsfraktionen
ſollen die höheren Bezüge alsbald nach Zuſtimmung des
Reichsrates angewieſen werden. Die Zuſtimmung des
Reichsrates wird nachdrücklich eingeholt werden. Die Bedin-
gunzen lauten wie ſolgt:

1. Der Teuerungszuſchlag zum Grundgehalt und Orts-
zuſchlag für die planmäßigen Reichsbeamten wird für die
Orte der Ortsklaſſe A. auf 93 v. H., für Klaſſe B auf 91 v.H.,
für die Orte der Ortsklaſſe C 89 v. H., für die Orte der
Ortsklaſſe D 87. v. H., für die Orte der Ortsklaſſe E. 85 v. H.
feſtgeſetzt. Dieſe Erhöhung entſpricht einer Aufbeſſerung um
131 bis 20 Proz. in den Ortsklaſſen A. bis E.

2. Die planmäßigen Reichsbeamten erhalten zu ihrem
bisherigen Dienſteinkommen nebſt Teuerungszulagen einen wei)
teren Teuerungszuſchlag in der Höhe, daß ihr Dienſteinkommen
nebſt Teuerungszuſchlag das Dienſteinkommen nebſt Teuerungs-
zuſchlag eines planmäßigen Beamken der erſten Beſoldungsſtufe

erreicht.
3. Die weiblichen außerplanmäßigen Reichsbeamten' er

halten zu' ihrem bisherigen Dienſteinkommen nebſt Teuerunpys-
zuſchlag einen weiteren Teuerungszuſchlag.

4. Die Teuerungszuſchläge zu den Kinderzuſchlägen werden
in den Orten der Ortsklaſſe A auf 200 v. H., Ortsklaſſe B
und C 175. Ortsklaſſe D E auff 150 v. H. feſtgeſetzt. J
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5. Die vorgenannten Teuerungszuſchläge werden vom 1.
Auguſt 1921 gewährt.
h z Die Unterhaltszuſchüſſe im Vorbereitungsdienſt werden

erhöht.
7. Eine Einbehaltung der vorſtehend bewilligten Er

höhungen zur Abdeckungz noch nicht getilgter ſeinerzeit ge
währter Vorſchüſſe wird nicht ſtattfinden.

9. Für Angeſtellte ſinden die Ziffern 1, 4, 5 und 7 ſinn
gemäß Anwendung.

10. Der bisherige Teuerunzszuſchlag für männliche Ar
beiter ſüber 21 Jahre wird ab 1. Auguſt um 1 Mark pro Stunde
erhöht werden. Für Penſionäre und Hinterbliebene werden
die aus der Erhöhung der Teuerungszuſchläge ſich ergebenden
Folgerungen gezogen.

Die Steuerpolitik der Unabhängigen.

Das Zentralkomitee der Unabhängizen veröffentlicht ſo-
eben eine längere Kundgebung „An das arbeitende und hun-
gernde Volk“, die ſich an Arbeiter, Angzeſtellte, Beamte, Klein-
gewerbetreibende und Kleinrentner in Stadt und Land richtet.
In dem Aufruf werden die Steuervorlagen der Reichsregierung
einer kritiſchen Prüfung unterzogen, und es wird der Nach-
weis erbracht, daß auch die neuen Steuern nur wieder geeignet
ſjind, die breiten Maſſen des arbeitenden Volkes ſchwer
zu belaſten und den Beſitz zu ſchonen Darüber hinaus
findet ſich in der Kun! nz eine Reihe von Vorſchlä
gen poſitiver Art, die auch von der Sozialdemokratie
beachtet zu werden verdienen. Die Unabhängizen fordern die
Erfaſſung der Goldwerte, da infolge des geſunkenen Kredſttes
das ſtaatliche Papiergeld und alle papierenen Schuldtitel dies
Staates entwertet ſind, während nur die Sachwerte, Grund-
und Boden Gebäude Maſchinen und ſonſtige Gegenſtände
ihren Goldwert behalten haben.

Dieſe Auffaſſung deckt ſich mit der von der
Sozialdemokratie ſeit dem Tage des Bekannt-

werdens der Steuergeſetze vertretenen For-
derungen. Die Haltumgz der Unabhängigen ſchafft die Vor-
ausſetzung für eine Verſtändigung der beiden ſozia-
liſtiſchen Fraktionen die bei der Bedeutung der Steuer-
geſetze gar nicht weit genug gehen kann. Mit vollem Recht
fordern die Unabhängigen die Zurückſtellung aller inneren
Differenzen im proletariſchen Lager, umſo mehr, als ſich ſchon
jetzt der Cinheitsblock der kapitaliſtiſchen Parteien zu bilden
beginnt, um den Einfluß der Arbeiterklaſſe zu brechemg.
Es iſt nicht zu erwarten, daß es den beiden ſozialiſtiſchen
Parteien gelingen wird, mit den Kommuniſten zu einer
Verſtändigung über die künftige Steuergeſetzgebun zu
kommen. Umſo notwendiger iſt es, um dem Büngerblock die
Klaſſenkampfgemeinſchaft der Arbeiterſchaft entgegen zu ſtellen.
Eine Negation ſfämtlicher Steuern um der Nezation willen,“
„aus prinzipiellen Gründen“ wäre verfehlter als je. Worauf
es ankommt, iſt allein die Heranziehung des Be-
ſützes, der es bei allen bisherigen Steuerreformen noch immer
verſtanden hat, unbelaſtet und unbehelligt zu entkommen. Es
wäre zu begrüßen, wenn die ſozialiſtiſchen Parteien in unver-
bindlichen Beſprechungen ſchon vor dem Zuſammentritt des
Reichstages zu einer Verſtändigung wenigſtens über die grund
legenden Fragen gelangten.

Eine ſtürmiſche Beamtenverſammlung in Hamburg.
Hamburg, 25. Auguſt. (TU.) Jm Gevwerkſchaftshaufe

fand geſtern abend eine vom Beamtenbund Bezirk Groß
Hambürg) einberufene Verſammlung ſtatt, in der zu den
gegenwärtig hinſichtlich der Beamtengehälter gepflogenen
Verhandlungen in Berlin Stellung genommen wurde. Die
Verſammlung geſtaltete ſich von Beginn an ziemlich re
und wurde mit Eintritt in die Diskuſſion recht ſtürmiſch.
Der Hauptredner des Abends, Falckenberg-Berlin, erklärte,
es gehe um Sein oder Nichtſein des Beamtenſtandes. Er
meinte, die Beamtenſchaft dürfe ſich nicht als eine geſonderte
Klaſſe betrachten, ſondern müſſe ſich als Arbeitnehmer fühlen
und gewillt ſein, den Kampf bis zum Aeußerſten zu führen.
Der Regierung müßte klar gemacht werden, a ſetts
nicht nachgibt, die Stunde des Verhängniſſes nahe ſei. Es
ſei jetzt eine Minute vor zwölf. Falckenberg ſagte u. a., daß
er nicht an die Wirkung einer allgemeinen Streikprrole
glaube, die er in dieſer Zeit für ein Verbrechen halten
würde. Es gelangte eine Reſolution zur Vorleſung, inwelcher die wirtſchaftliche Not der Beamten als W t
bezeichnet wird und nur durch eine ſofortige gründliche

der Arbeitsluſt und -kraft des Beamtentums auf-
rechterhalten und der Staat vor unermeßlichem Schaden be-
wahrt werden könne. Derzeit werde von der Bundesleitung
erwartet, daß ſie die Forderungen als das mindeſte, das
vorläufig geſchehen kann, mit allen Mitteln vertrete. Das
Beamteneinkommen müſſe der geſunkenen Kaufkraft des
Geldes angepaßt werden.
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Das Wohnungselend
Der Hautaus ſchuß des Preußiſchen Landtages beſchäf-tigte ſich am Donnerstag bei der e des Wohl-

fahrtsekats mit dem Wohnungselend. Man war ſich
mit der Regierung darin einig, daß die vorhandenen Mittel
zur Behebung der Wohnungsnot nicht ausreichen, und daß
10--12 Proz. der bereits vorhandenen Wohnungen nunmehr
neu gebaut werden müßten, wenn die Wohnungsloſen nur
einigermaßen untergebracht werden ſollten. Die Reichs
zuſchüſſe hätten es noch ni t einmal ermöglicht, den normalen
Zuwachs an Wohnungen jährlich wieder zu erreichen. Nach
Auskunft der Acker werden etwa 80 bis 100 Milliarden
Mark erforderlich ſein, um aus dem Wohnungselend heraus-
zukommen. Davon waren nur je 5 Milliarden durch die
Zuſchüſſe und durch den realen Mietswert der Wohnungen
gedeckt. Bei Beſpr t der Fragen der Proſtitution und
der Jugendpflege richfake Abg. Frau Röhl r
Angriffe gegen n l Sie verlangte Ausbildung
von Arbeiterjinnen in der Wohlfahrtspflege. Von der
Regierung würde erwidert, daß die Arbeiterinnen im Lohn-
kampf groß geworden ſeien und deshalb nicht das nötige
Maß von Hdgalisprrs aufbringen würden, un die ſchlecht
bezahlten Poſten der Wohlfahrtspflegeripnen zu beſetzen.
Auf lebhaften Widerſpruch von ſozialdemokratiſcher Seite
bemerkte der Regierungsvertreter, daß er hauptſächlich an
die Schweſtern der religiöſen Organiſationen gedacht habe.

Weiterberatung Freitag.

Stagtsmittel für den Wohnungsbau.
Von zuſtändiger Stelle wird den PPN. geſchrieben:

Der Preußiſche Landtag hat in einer ſeiner letzten Sitzungen
vor den Ferien beſchloſſen, die Staalsregierung zu ermäch-
tigen, den Geſamtbetrag der nach dem Reichsgeſetz vom
12. Februar 1921 für die Rechnungsjahre 1921 und 1922 auf-
zuwendenden Beträge zur Förderung des Woh-
nungsbaues noch in dieſem Jahre zur Verfügung zu
ſtellen. Danach ſteht jetzt in Preußen wieder ein Betrag
von 550 Millionen Mark bereit, der zur Gewährung
von Landesdarlehen für den Bau von Kleinwohnungen nach
den bisher gültigen Grundſätzen verwendet werden ſoll. Mit
der Verteilung der Mittel iſt inzwiſchen begonnen worden.
Dabei wird den beſonderen Bedürfniſſen und den Verhält-
niſſen der einzelnen Regierungsbezirke und größeren Städte
Rechnung zu tragen geſucht. Vor allem haben diejenigen
Gemeinden Berückſichtigung gefunden, die unter der Be
ja tz u n oder durch den Zuſtrom von Flüchtlingen zu leiden
haben. Ein weiterer Teil der zur Verfügung ſtehendenMittel iſt für die landwirtſchaftliche Wir
lung zurückgeſtellt, ein anderer Teil ſoll einem Eiſen-
bahner-Siedlungsfonds zugeführt werden, um die Durch-
führung des Bauprogramms der Eiſenbahnverwaltung nach
Möglichkeit ſicherzuſtellen. Der preußiſche Miniſter für
Volkswohlfahrt hat einen Ausführungserlaß an die Regie-
rungspräſidenten ergehen laſſen, der die Verteilung der
Mittel im einzelnen regelt.

Faſziſten in Deutſchland.
Der mit großem Tantam angekündigte „Frontkämpfertag“ hat

geſtern in Berlin ſtattgefunden. Offiziersbünde, Hakenkreuzler,
Wichsſtudenten und trotz offiziellen Verhots Kriegervereinler
hatten in voller Stärke mobil gemacht. UNd dennoch war es eine
Enttäuſchung, der Clou der Veranſtaltung fehlte Hin-
denburg war ausgeblieben. Offenbar hatte er es doch
im letzten Augenblick für ratſamer gehalten, ſich nicht in dieſe
zweifelhafte Geſellſchaft zu begeben, nachdem der Reichswehrminiſter
der Reichswehr die Teilnahme verboten und ſogar der Vorſitzende
der Kriegervereine, General von Heeringen, jede Beteiligung ab-
gelehnt hatte.

Der Verlauf der Veranſtaltung zeigte, daß der Feldmarſchall
recht getan hatte, ſich hier nicht zu kompromittieren. Es war ſo
ziemlich alles an Nechtsbolſchewiſten verſammelt, was
in Deutſchland herumläuft: General von Watter, der ruſſiſche
Weißgardiſtenführer Awaloff Bermondt, Graf von der
Goltz uſw. Als „monarchiſche Spitze“ fungierte der erfolgreiche
Kapitalverſchieber Eitel Friedrich, dem offenbar ſeine Ver-
urteilung wegen zweifelhafter Geldgeſchäfte die Märtyrerkrone
verſchafft hot

Die erſte Anſprache hielt Generalmajor a. D. von der Goltz.
Er ließ eine Schimpfkanonade gegen die „Hochverräter“ und „Erz-

hadunken“ los, die zur Abwechslung wieder mal die Front erdolcht
haben. Sprach auch von einem „unbegreiſrurchen Waffen-
ſtillſtand“, der bekanntlich auf das inſtändige Flehen Hinden-
burgs und Ludendorffs Hals über Kopf abgeſchloſſen
werden mußte, ſchimpfte über die „Leipziger Schmach“, womit er
das Reichsgericht meinte uſw. uſw.

Aber über dieſe gewohnten deutſchnationalen Schaumſchläge-
reien könnte man hinweggehen. Staatsgefährlich und an das
Laudesverräteriſche grenzend waren die fortwährenden
Wiederholungen in ſeiſer Rede wie der des anderen Redners des
Grafen Walderſee, die dahin zielten, daß das deutſche Heer
in irgend einer Form wieder aufgebaut werden müſſe. Walderſee
ſagte: „Unſere Söhne und Enkel ſollen wieder lernen, den Ger
und die Büchſe zu ſpannen.“ Ueber die Kundgebung ſelber
ſagte Graf Walderfee: „Der Haß ſteht in Deutſchland auf Wache.
Deshalb habe wir Euch alle heute zur Kontroll-
verſammlung gerufen.“ Noch deutlicher wurde Graf von der.
Goltz, der erklärte:

„Wir feldgrauen alten Soldaten müſſen dafür ſorgen, daß
in irgendeiner Form ein Erſatz für die abgeſchaffte allgemeine
Wehrpflicht geſchaffen wird.

Solche Aeußerungen ſind für die Nationaliſten der Gegen-
ſeite allerdings ein gefundenes Freſſen. Sie ſind ein
Signal für die Scharfmacher drüben, Deutſchland noch mehr zur
knebeln und zu mißhandeln. Von einem „Freiheitskrieg“ wollte
zwar Graf von der Goltz noch nichts wiſſen, weil man dazu
Flieger, Tanks und Artillerie brauche, aber er will jederzeit gegen
„Polen und Volſchewiſten“ zu Felde ziehen! Schließlich
goß er noch einen Jauchekübel über den Reichswehrminiſter Geß-
ler aus, weil dieſer der Reichswehr die Teilnahme verboten
hätte.

Und dann ſprach Ludendorfſ! Denn er war natürlich er-
ſchienen, er ſonnte ſich in jener Geſellſchaft, zu der er vortreff-
lich paßte. Herr Ludendorff, der jüngſt in Frankfurt a. O. das
Cedächtnis verloren hatte, „erinnerte“ ſich jetzt. Er grinnerte ſich
eines Armeebefehls Hindenburgs vom 24. Oktober 1918, keinen
„faulen Frieden“ zu ſchließen. Aber ſeiner Dring- und
Bitt- Telegramme aus der Periode ſeines moraliſchen Zu-
ſammenkruchs erinnerte er ſich nicht. „Das internationale
pazifiſtiſche Denken, die verfluchte Minierarbeit,
haben den Befehl Hindenburgs nicht zur Ausführung kommen
laſſen“. So verſicherte Ludendorff.

Wann wird ſich endlich die Fakultät finden, die Ludendorff
zum Ehrendoktor der Geſchichte ernennt wegen ſeiner
unvergleichlichen Kunſt, die geſchichtlichen Wahrheiten zu ver
dunkeln?!

Nach Schluß der Veranſtaltung zogen die Teilnehmer in ge-
ſchloſſenen Zügen mit Fahnen und Uniformen durch die Stadt,
wobei es zu allerhand nationaliſtiſchen Exzeſſen kam.
Juden oder Perſonen, die man dafür hielt, wurden beläſtigt,
Schimpflieder auf die Republik geſungen, Kaiſerhochs ausgebracht
uſw. Die Polizei verhielt ſich paſſiv. Am Sonntag werden wir
in Halle das Vergnügen haben, wenn der „Stahlhelm“ ſeinen
Rummel inſzeniert.

Reichsrat.
Der Reichsrat genehmigte in ſeiner öffentlichen Sitzun

am Donnerstag nachmittag, die von Staatsſekretär Lewal
geleitet wurde, den Entwurf einer neuen Fernſprechord-
nung. Angenommen wurde auch die Vorlage über Prägung
weiterer hundert Millionen Mark in 50 Pfennigſtücken ausZink und zwanzig Millionen Mark 5 an ee aus
Eiſen. Die Ausſchüſſe des Reichsrats haben ſich auf eine
Entſchließung Kinig. die Reichsregierung möge ein ge-
ſetzliches Verbot von Notgeld erlaſſen, die
künftig nur ausnahmsweiſe mit Ermächtigung der Zentral-behörden erfolgen dürfe. Ein Vertreter des Vinnngwinſte

riums teilte mit, daß bei der Reichsregierung Erwägungen
in dieſem Sinne ſchwebten. Vor allem ſolle nicht mehr ge-
ſtattet werden, das Notgeld unter Ausnutzung des Sammel-
eifers zur Verbeſſerung der Finanzen der Gemeinden aus-
gegeben würde.

Wen ſucht man?
Das „Berl. Tagebl.“ meldet aus Jena, mit Rückſicht auf

den dort ſtattfindenden kommuniſtiſchen Parteitag entfalte
die Polizei eine rege Tätigkeit. So wurde am Donnerstag
früh in allen Hotels und Gaſthöfen eine Razzia abgehalten,
des weiteren am Mittag. Während die Verhandlungen des

Wuldwinlel.

Erzählung von Theodor Storm.
(7. Fortſetzung.

„Jch weiß es nicht; aber ich habe Angſt vor ihm.“
„So kommen Sie, Franziska!“
Und raſch ſchritten ſie den Weg zurück.Es war ein unterſetztes Rannlein mit wenig

intelligentem, ſtumpfnaſigem Antlitz, das in dem Stüb-
chen der Frau Lewerenz auf ſie gewartet hatte. Richard
führte ihn nach dem Wohnzimmer hinauf, wohin Frran-
ziska ſchon vorangegangen war.

„Nun Meiſter, was wünſchen Sie von mir ſagte er,
indem er ſich auf den Seſſel vor ſeinem Schreibtiſch nie-
derließ.

Der Handwerker, der trotz des angebotenen Stuhles
wie verlegen an der Tür ſtehenblieb, brachte zuerſt in ziem-
licher Verworrenheit einige Redensarten vor, mit denen
er die Veranlaſſung ſeines heutigen Beſuches zum vorans zu
entſchuldigen m Endlich aber kam er doch zur d
ſache. Ein alter Bäckermeiſter, reich ſehr reich und ohne
Kinder, wollte Franziska zu ſich nehmen; er hatte fallen
laſſen, daß er ſie ſogar in ſeinem Teſtament bedenken
werde, wenn ſie treulich bei ihm aushalte; für ihn den
Vormund, ſei es Gewiſſensſache, ein ſolches Glück für
ſeine Mündel nicht von der Hand zu weiſen.

Richard hatte, wenigſtens ſcheinbar, gedudig zugehört.
„Jch muß Jhre Fürſorglichkeit anerkennen, Meiſter“, ſagte
er jetzt. indem er gewaltſam ſeine Erregung unterdrückte;
„aber Franziska wird nicht ſchlechter geſtellt ſein in meinem
Hauſe; ich bin bereit, Jhnen die nötigen Garantien dafür
zu geben.“

er Mann drehte eine Weile den Hut in ſeinen Hän-
den. „Ja“, ſagte er endlich, „ees wird denn och nicht
anders gehen.“

„Und weshalb denn nicht ßEr erhielt keine Antwort; der Angeredete öliche auf
oen Boden

Ausſchuſſes und des oberſten polniſchen Volks

Das Mädchen hatte während dieſer Verhandlung laut-
und regungslos am Fenſter geſtanden. Als Richard jetzt
den Kopf zurückwandte, ſah er ihre großen grauen Augen
weit geöffnet; angſtvoll, in flehender Hingebung, alles
Sträuben von ſich werfend, blickte ſie ihn an.

„Franziska,“ murmelte er. Einen Aug nblick war es
totenſtill im Zimmer.

Dann wandte er ſich wieder an den Vormund; ſein
Herz ſchlug ihm, daß er nur in Abſätzen die Worte her-
rorbrachte. „Sie verſchweigen mir den wahren Grund,
Meiſter,“ ſagte er: „erklären Sie ſich offen, wir werden
ſchon zuſammen fertig werden.“

Der andere erwiderte nur: „IJch habe nichts weiter
zu erklären.“

Franziska, die mit vorgebeugtem Kopf und offenem
Munde den beiden zugehört hatte, war hinter des Doktors
Stuhl getreten. „Soll ich den Grund ſagen, Vormund
fragte ſie jetzt; und aus ihrer Stimme klang wieder jener
ſchneidende Ton, der wie ein verborgenes Meſſer daraus
hervorſchFo.

„Sagen Sie, was Sie wollen erwiderte der Hand
werker, ſeine Augen trotig an die Seite wendend.

„Nun denn, wenn es elbſt nicht ſagen wollen,
der Bäckermeiſter hat eine Ha eothek auf Jhrem Haufſe;
ich weiß, Sie werden jetzt von ihm gedrängt!“

Richard atmete auf. „IJſt dem ſo?“ fragte er.
Der Mann mußte es bejahen.
„Und wie hoch beläuft ſich Jhre Schuld
Es wurde eine Summe angegeben, die für die Ver

iſſ kleinen Handwerkers immerhin beträchteines
lich war.

„Nun, Meiſter,“ erwiderte Richard raſch; aber bevor er
ſeinen Satz vollenden konnte, fühlte er wie einen Hauch
Franzis?as Stimme in einem Ohr: „Nicht ſchenken! Bitte,
nicht ſchenken!“ und ebenſo leiſe, aber wie in Angſt,
fühlte er ſeinen Arm von ihr umklammert.

Er beſann ſich er hatte ſie ſofort verſtanden.
begann er wieder; „Ach werde Jhnen daß

Sie können es ſofort erhalten und brauchen
e eerI dal leihen

Parteitages in vollem Gange waren, fand eine Durchſuchung
des größten Hotels in Jena, im Schw Bären, ſtatt.aDas Ergebnis dieſer Nachforſchungen, d ehe einen
beſonderen Grund haben, iſt zurzeit nicht bekannt.

Der Mörder des franzöſiſchen Majors vor Gericht.

Tarnowitz, 26. Aug. (WTB.) Vor einem beſonderen
Gerichtshof des außerordentlichen r der Jnter-
alliierten Kommiſſion fand heute die un gegen

den Grubenarbeiter Leo Jeſchke aus Rokitnigz bei Beuthen
ſtatt, der angeliagt iſt, in Beuthen am 4. Juli d. J. den
Erſt cheh Major Montalegre ermordet zu haben.

chluß der Verhandlung wurde die Vornahme einer ſofor-
tigen Leichenſchau durch zwei alliierte ſachverſtändige Aerzte
unter Hinzuziehung eines deutſchen Gerichtsarztes beſchloſſen
zur Foltſtuna des Kalibers, der Art des tödlichen Schuſſes
nd pr Entfernung, aus der der Schuß abgegeben wor-
en iſt.

Die interalliierte Kommiſſion bürgt für die Sicherheit.
Kattowitz, 26. Aug. (WTB.) Beſprechungen zwiſchen

der interalliierten Kommiſſion und Vertretern des deutſchen

und de tes haben zudem Ergebnis geführt, daß die interalliierte Kommiſſion ſich
der Sicherheit der zurückgekehrten Flüchtlinge ganz beſonders
annehmen und erneute Bedrohungen oder gar Gewalttätig-
keiten gegen die heimgekehrten Flüchtlinge in ſtrengſter
Weiſe ahnden wird. Durch einen entſprechenden Aufruf an
die Bevölkerung wird ſie hiervon Kenntnis geben. Die
interalliierte Kommiſſion hat weiter ihre weitgehende Unter-
ſtützung und Mitwirkung für die nach den deutſch-polniſchen
Thee rungen zu bildenden paritätiſchen Ausſchüſſe zu
geſichert.

Volksparteiliche Sorgen.

Der Abgeordnete Cremer, volsparteilicher Vertreter für
Halle, hat im Reichstage eine Anfraze eingebracht, in der es
u. a. heißt: „Von dem Sondergericht in r iſt der
kommuniſtiſche Stadtrat Karl Fran zke aus
Ende Juni 1921 zu ſechs Jahren Zuchthaus verurteilt worden,
Cnde Juli 1921 wurde er vom Reichspräſidenten I zwei Jahren
Feſtungshaft beggnadigt, bald darauf aus der St'rafanſtalt be-
urlaubt. Franzke war ein Saupthelfer des Kom-
muniſtenführers Hölz. Aus welchen Gründen jſt in
dieſem Falle eine Befürwortung der Beznadigung durch gen
Reichsjuſtizminiſter erfolgt, nach welchen Grundſätzen wird in
Begnadizungsangelegenheiten, die mit' dem letzten Kommu-
niſtenputſch zuſammenhängen, verfahren? Welche Wirkung
auf das Rechtsgefühl der Bevölkerung und die
öffentliche Sicherheit in Mitteldeutſchland verſpricht ſich die
Reichsregierung von der Strafloſigkeit bezw. der Begnadigung

Terrors in Mitteldeutſchland in erſter Linie beteiligt geweſen
ſind

Beurlaubt.
N3Z. Herr Limmer, Mitglied der deutſchen Vertretung

der TſhHechoſlowakei, hatte eine Rede gehalten, deren Wortlaut
in der Tſchechoſlowakei übel vermerkt worden war. Die deutſche
Regierung hat Herrn Limmer zum Bericht aufgefordert. Dieſer
Bericht muß ergeben haben, daß Herr Limmer die auf einem
Auslandspoſten notwendige Zurückhaltung und Vorſicht hat
vermiſſen laſſen. Er iſt deshalb beurlaubt worden und wird nach
Ablauf ſeines Urlaubs auf einem anderen Poſten Verwendung
finden.

Ein Aufſtand in Jndien.
London, 26. Aug. (WTVB.) Berichten aus dem ſüd

indiſchen Aufſtandsgebiet zufolge hat ſich die Lage ver
ſchlimmert. Man ſchätzt, daß bereits über tauſend Menſchen
ums Leben gekommen ſind. Männer, Frauen und Kinder
ſind ermordet worden. Aus den Städten gehen Hilferufe
ein. Verteidigungskräfte ſind abgegangen. Es kam bereits
zu Zuſammenſtößen zwiſchen Moplahs und den Verteidi-
gungstruppen, wobei 500 bis 700 Moplahs von den Regie
rungstruppen getötet worden ſind.

mir nur einen Schuldſchein auszuſtellen. Verſtehen Sie
mich wohl ſolange Jhr Mündel ſich in meinem Hauſe
beſindet, verlange ich keine Zinſen! Sind Sie das zu
frieden

Der Mann hatte noch allerlei Bedenken, aber es war
nur des ſchiklichen Rückzüges halber; nach einigem Hin-und Widerreden erklärte er ſich damit einverſanden

gedulden Sie ſich einen Augenblick! Jch werde
Jhuen den erforderlichen Auftrag an meinen Anwalf
mitgeben!“

Franziska hatte ſich aufgerichtet; Richard rückte ſeinen
Seſſel an den Schreibtiſch. Man hörte die Feder kritzeln;
denn die Hand flog, die jene Worte ſchrieb.

Raſch war der Brief verſiegelt und wurde von be
gierigen Händen in Empfang genommen.

Gleich darauf hatte Richard den Mann zur Tür ge
leitet: Franziska ſtand noch an derſelben Stelle. Wie ge-
bannt, ohne ſich zu rühren, blickten beide auf die Tür,
die ſich eben wieder geſchloſſen hatte; als käme es darauf
an, ſich der ſchwerfälligen Schritte zu n die jetzt
langſam die Treppe hinab verhallten. Einen Augenblid
m und auch das Auf und Zuſchlagen der un fr und
nach einer Weile das des Hoftores klang z ihnen herauf.

Da wandte er ſich gegen ſie. „Komml!“ ſagte er leiſe
und öffnete die Arme.

Es mußte laut genug geweſen ſein; denn ſie flog an
ſeine Bruſt, und er preßte ſ an ſich, als müſſe er ſie
zerſtören, um ſie ſicher zu beſitzen. „Franzi! Ich bin krank
nach dir; wo ſoll ich Heilung finden

„Hier!“ ſagte ſie und gab ihm ihre jungen roten
Lippen.

Ungeht von ihnen war die Zimmertür zurückgeſprun
en; ein ſchöner ſchwarzgelber Hundekopf brän d durch
ie Spalte, und bald pritt das mächtige Tier ſelbſt faſt

unhörbar in das Zimmer. Sie bemerkken es erſt, als es
den Kopf an die Hütfte ſeines e legte und mit den
ſchönen braunen Augen wie anklagend zit ihm aufblickte.

(Bortſesung ſolgt.)

Am.
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Kowmuniſchwer Pirteitag.

Jena, 24. Auguſt 1021.Verhandlungstag. auf
Der Kampf uZwer dieſen Ken i Trotzkis wurde fortgeſetzt.

ich der Gegenſatz zwi dinken und der Rechten der VKPD. Vabei ad die eng
ſich aus

rgnis um die Halt1uf die Seite der i Sgltuns r 4 7rticaſtter
Eingegangen ſind Vegri g e agen zu haben.ſche er r rüßungstelegramme von der briti:ne Reſolution fordert Löſung der S leeuniſtiſwen Parteien

Wel 8 gelten. g der Fünfkirchener Frage urch die
„„.5xrner ſucht nachzuweiſen, daß früher die ileit und Zetkin ar vierte Offenerattit tung

treten i t. Klara Zetkin tut das im Zentralausſchußbericht gleich
zwanzig Mal auf 2 Seiten. (Hörti Hört!) Auch nach der März-
aktion iſt ſie noch mehrfach für ſie eingetreten. Ausgerechnet
rer r h ſende py e Theſen zu opportuniſtiſch
und weich. alman ſah im März in der Märzaktion einen
Fortſchritt; heute hält er ſie für ödſinni ür wain a ſe et bitten für falſch und blödſinnig. Für was
Urba nHomburg: Wie opportuniſtiſch Levi deſein Eintreten für eine Miatienalderſan e ne
rechtfertigt ſeinen Ausſchluß aus der Partei. Die ſich fort
geſetzt widerſprechenden Ratſchläge und An
Diſungen U oskaus dienen weder der Klärung noch dem
Anſehen der T K. P. D., noch dem der Moskauer Exekutive. Wir
müſſen ſchon die ruſſiſchen Genoſſen, die uns als „Linke Dumm-
töpſe! Beſchimpfen, bitten, ihre Briefe nur auf Grund zuver
läſſiger Juformationen zu ſchreiben, ſonſt müſſen wir
hre Ratſchläge ablehnen. Wir müſſen aus den bloßen Demon
rgrirren r in die praktiſche Angriffs-arbeit. Der Ton der enſivtheſen in s Eeben der ganzen Welt. v Mogtan erregt das Cul
Urban Halle fordert ſchärfſte Unterdrückung dniſten. Trotzki und Moskau ſind uns zu ſanſtmüiti rot

ſammenbruch des deutſchen Kapitalismus ſteht Krvor, Wir
müſſen ihn durch revolutignäre Aktionen bein ger Das
Schreiben des Moskauer Exekutivkomitees, mit ſeinen Angriffen
gegen die Verliner, iſt ein Schlag ins Geſicht gegen den revolutionären Teil der deutſchen Arbeiterſchaft Uns den Geſchäfts
ordnungsreden, die dann folgen, geht hervor, daß der Vorredner
Börner en r überradikale Führer iſt, der unter dem Pſeudonym
Maßlow mehrfach erwähnt worden iſt und der vom Moskauer
Exekutipkomitee als Otſowiſt abgelehnt worden iſt. Es folgen
die Schlußzworte. Heckert hält die kommenden revolutionären
Kämpfe für ausſichtsreich, da ſich zwar der amerikaniſche Kapi-
talismus erhole, der europäiſche aber rettungslos zerfalle, wos
zu einem engliſch- amerikaniſchen Kriege führen muß. Der neue
ſozialdemokratiſche Programmentwurf iſt ein Stück Papier, das
mun nur hinter einer Gartenhecke zweckmäßig verwenden kann.
Heckert ſchließt mit Trotzkis Ausſpruch, daß die Welt vor den
deutſchen Kommuniſten zittern werde. Der zweite Referent
Meyer-Verlin betrachtet die Ausſichten des Proletariats nicht
o optimiſtiſch, wie Heckert. Eine vom Kongreß eingeſetzte
Redaktionskommiſſion hat inzwiſchen eine Reſolution vorgelegt,
die eine Vereinigun und Zuſammenfaſſung der drei dem Kongreß
vorliegenden darftellt. Sie erklärt, daß infolge des Verſailler
Friedens und ſeiner Folgen die Revolution in Deutſchland die
deſten Ausſichten habe, und wendet ſich in dieſem Zuſammenhange
gegen die Peurteilung der Situation in Deutſchland durch Trotzki.
Sie bezeichnet revolutionäre Aktionen als die Hauptaufgabe der
Partei und lehnt Opportunismus und Paſſivität ab, da das
deutſche Proletariat im Abwehrkampf ſten und dieſen führenmüſſe bis zur Diktatur des Proletariats, bis zur rein der
Arbeiterklaſſe durch den Kommunismus.

In ſeinem „Geſchäftsbericht“ bittet der Parteivorſitzende
Pieck die Mitglieder eindringlich, ihre Beitragspflicht ſo zu er
füllen, daß die Partei auf Zuſchüſſe von anderer Seite verzichten
könuwe. Auf eine Anfrage wegen Herausgabe des literariſchen
Nachlaſſes von Roſa Luxemburg erklärt Pieck, daß dieſer im Beſitz
einer Dame ſei, die durch Bruch der Parteidiſziplin ausgeſchieden
ſei. Auch die Beſchwerdekommiſſion verlangt, daß ſich die Partei
von den Zuſchüſſen ausländiſcher Bruderparteien unabhängig
mocht. Der Vorſchlag der Beſchwerdekommiſſion wurde ange
nommen. Darauf hielt Stöcker über „Die Steuerfragen und
die kommenden wirtſchaftlichen Kämpfe“ eine wüſte itations-
rede, in der er Forderungen aufſtellte, von denen er wiſſen muß,
daß ſie undurchführbar ſind. So verlangt er u. a, für alle Ein-
lommen unter 24 000 Mark Befreiung von allen Steuerlaſten.
Die von der Redaktionskommiſſion vorgelegte Kompromißreſolution
enthält u. a. eine weſentliche Abſchwächung der ſcharfen Abweiſung
der Kritik Trotzkis, die in der Reſolution der Linken enthalten
war. Thälmann-Hamburg kritiſierte dies als ein Entgegen-
kommen an vie zentriſtiſch-opportuniſtiſche Richtung und beantragt,
die ſcharfe r gmnng wieder in die Reſolution aufzunehmen.

Heckert weiſt die perſönlichen Angriffe der Linken auf Trotzki
als lächerlich zurück. Darauf vertagt ſich der Parteitag, da am
Abend ein internationales Meeting mit Vorführung des Mos-
kauer Kongreßbildes ſtattfinden ſollte.

e

Ene wichtige Entſcheidung für Geſant

detcleherite

Jn der Sitzung vom 4. Juli 1921 fällte die Schieds-
ſtelTe des vorläufigen Reichswirtſchaftsrgtes eine Ent-
ſcheidung von prinzipieller Bedeutung für Geſamtbetriebs-räte. Der Verhant ungsmaterie lag folgender Tatbeſtand

zu Grunde
Die Direktion der Braunkohlenwerke Leonhard

und Vereinsglück in Zipſendorf bei Meuſelwitz,
beantragte beim vorläufigen Reichswirtſchaftsrate gemä
5 94 des BRG. die h es Geſamt-betriebsrates mit der Begründung, daß v in
Frage kommenden 6 Werke, einſchließlich einer Ziegelei
58 8 50 des BREG, nicht in der Hand eines Eigentümers
eten.

Daß weiter das das „nahe beieinanderliegen,
oder ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang“, nicht erfüllt ſei.
(Jn ihrer weiteſten Entfernung liegen dis äußerſten Werke
etwa eine Wegſtunde auseinander.) Zum Schluſſe begründet
die Direktion ihren Antrag mit dem Hinweis, daß t
Ziegeleibetrieh keinen e le artigen Betriebszweck“ mi
einem Braunkohlenwerke habe.Zum en Punkte war die Direktion der Meinung,
der Geſamtbetriebsrat r deshalb ungeſetzlich, weil r
Werke Vereinsglück n Eigentum der Leonhardwerke,

ſondern nur gepachtet ſeien. sJn Witte werden aber alle ſechs Werke wirtſchagr
lich don einer Verwaltung, nämlich den Leonhard-
werken verwaltet. Wohl bilden Leonhardwerke und e
äinsglück rechtlich je eine Aktiengeſellſchaft aher in bei 7
Seſellſchaften ſind Aktionäre und u i eein und diefelben Perſonen, und in ihrem chluß-
effekte fließt der Gewinn der beiden Werke mit zuſammen
echs Betrieden in die Taſchen wieder ein und derſelben Per

ſonen. desDer Ziegelei b konnte nach den Darlegungen desertgeten We t hettlebgrates deshalb von der Ver
tretung im Geſamtbetriebsrat nicht ausgeſchaltet werden,
weil die produgierten Ziegel, unbeſtritten, nur für den

n betrieb wermagndungetingen, ſei es für
die Grube ſelbſt oder für den Bau von Verwaltungsgebäuden
Grubenanlagen, Werkswohnungen oder Bergmanns-
ſiedelungen.

Beide Partefen hatten ihre Auffaſſungen in umfang-
reichen RNiederſchriften begründet.

Der Geſamtbetriebsrat beantragte Abweiſung des
Antrages der Wertksdirektion in allen Punkten.

Bemerkenswert iſt, daß der Geſamtbetriebsrat unange-
fochten berelts ein Ja ſeines Amtes waltete. Es war ihm
ein Zimmer, ausgeſtattet mit Telephon und Schreibmate-
rialien zur Verfügung geſtellt worden. Der Vorſihende war
von der Berufsarbeitfreigeſtellt und die Werks-
leitung hatte in vielen Sitzungen gemeinſam mit dem Ge-
ſamtbetriebsrat heraten. Von Rechtsbeiſtänden beraten
hat ihr dann die Tätigkeit des Geſan.tbetriebsrates nicht
mehr behagt und hat ihrerſeits nun verſucht, den Geſamtbe
triebsrat zu beſeitigen.

Wäre dies gelungen, dann wäre die Folge geweſen,
deß binnen kurzer Zeit es nur noch wenig Geſamlbetriebs-
räte im Bergbau gegeben hätte, weil in. den bergrecht-
lichen Geſellſchaften oft recht eigentümliche
fientumesrechte an Werken vorzufinden

n D.
Jn der mündlichen Verhandlung waren beide Parteien

vertreten und legten noch einmal ausgiebig ihren Stand-
punkt dar.

Nach langer Verhandlung entſchied die Schiedsſtelle
vorbehaltlich der Zuſtimmung des vorläufigen Reichswirt
ſchaftsrates;
„Der Geſamtbetriebsrat der Leonhardwerke beſteht zu Recht“

Die Schiedsſtelle war in allen ſtrittigen Punkten ein
ſtimmig den Darlegungen des Vertreters des Bergarbeiter-
verbandes für den Geſamtbetriebsrat gefolgt und begründet
ihren Spruch mit der folgenden Begründung:

„Jn der Streitſache zwiſchen dem Vorſtand der Braunkohlen-
werke Leonhardt Aktiengeſellſchaft und dem für die Werke

1. Fürſt Bie narck in Zipſendorf,
2, Leonhardt I in Wrir,
3. Leonhardt II in Sporg,
4. Vereinsglück I in Zipfendorf,
5. Pereinsslück I1 in Preblitz-Penkwitz,
6. Ziegeleibetrieb Vereinsglück III in Spora,

gebildeten Geſamtbetriebsrat hat der Reichswirtſchaftsrat in
ſeiner Sitzung vom 4. Juli dahin entſchieden, daß die Bildung
des Geſamtbetriebsrates zu läſſig iſt.

Grundvorausſetzung für die Bildung eines Geſamtbetriebs-
rates iſt, daß ſich die Betriebe, für die ein Geſamtbetriebsrat er-
richtet werden ſoll, in der Hand eines Eigentümers befinden. Das
Betriebsrätegeſetz behandelt nur den Fall des Eigentümers.
Hierbei geht das Geſetz nach Auffaſſung des Reichswirtſchafts-
rates von der Vorausſetzung aus, daß der Eigentümer auch das
Unternehmen ſelbſt betreibt oder durch eine für die Betriebs-
führung verantwortliche Perſon betreiben läßt. Wenn aber, wie
in dem vorliegenden Falle, alle ſich aus den Beziehungen zwiſchen
Arbeitgeber und Arbeirnehmer ergebenden Rechte und Pflichten
durch Pachtvertrag auf einen Pächter übergegangen ſind, ſo tritt
der Pächter als Arbeitgeber an die Stelle des Eigentümers. Dennder ächter ſchließt den Arbeitsvertrag mit dem Arbeitnehmer ab.
Er entlohnt ihn. Er und nicht der Eigentümer hat die mit der
ſozialen Geſetzgebung (Kranken-, Unfall-, Jnvaliden- und An
geſtelltenverſicherung) zuſammenhängenden Laſten zu tragen, und
für alle Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
kommt nur der Pächter, aber nie der Eigentümer in Frage. Eine
anders geartete Auslegung des Geſetzes würde zu dem vom
Geſetzgeber nicht gewollten Ergebnis führen, daß durch den Ab-
ſchluß von Pachtverträgen die Bildung eines Geſamtbetriebsrats
planmäßig unmöglich gemacht wird. Da in dem vorliegenden
Falle der Pächter überdies Beſitzer faſt des geſamten Aktien-
kapitals des von ihm gepachteten Unternehmens iſt, ſo iſt hier-
durch der Pächter gleichzeitig wirtſchaftlich Beſitzer des von ihm
gepachteten Unternehmens. Endlich geht aber auch aus den
Bilanzen der Braunkohlenwerke Leonhard und der Braunkohlen
Aktiengeſellſchaft Vereinsglück hervor, daß die Braunkohlenwerke
Leonhard in erheblichem Umfane Eigentümer derejnigen Anlagen
ſind, mit Hilfe deren die von den Braunkohlenwerken Leonhard
gepachteten Werke überhaupt betrieben werden können. Bei dieſen
ganz beſonders gelagerten Verhältniſſen hat daher der Pächter,
der gleichzeitig teilweiſe Eigentümer iſt, als Eigentümer im
Sinne des Betriebsrätegeſetzes zu gelten, und die wichtigſte Vor
ausſetzung des S 50 war ſomit als erfüllt anzuſehen.

Ein Blick auf die Karte (Preußiſche Landesaufnahme 1906
herausgegeben 1908 Nr. 2875 Meuſelwitz) läßt keinen Zweifel
darüber aufkommen, daß die Gemeinden in denen ſich die Be-
triebe befinden, nahe beieinanderliegen. Auch dieſes Erfor-
dernis iſt ſomit erfüllt.

Uebrig bleibt daher nur noch die Prüfung des wirtſchaftlichen
Zuſammenhanges. Der wirtſchaftliche Zuſammenhang wird je
nach dem Umfang der Gemeinden, der Beſchäftigung der Ein
wohner, der vorhandenen Verlehrsmittel, der vorherrſchenden
Induſtrie uſw. ein verſchiedener ſein. Jn dem vorliegenden Falle
handelt es ſich um Landgemeinden, bei denen erfahrungsgemäß
der wirtſchaftliche Zuſammenhang, wenn auch nicht ſo vertieft
und verflochten wie bei Großſtädten, aber doch immerhin im
gewiſſen Umfange namentlich dann vorhanden zu ſein pflegt,
wenn, wie hier, das geſamte wirtſchaftliche Leben von einer be-
ſtimmten Jnduſtrie, dem Braunkohlenbergbau, beherrſcht wird.
Das Vorhandenſein eines wirtſchaftlichen Zuſammenbanges, über
deſſen Ausmaß das Betriebsrätegeſetz keine näheren Beſtim
mungen enthält, wird zum Veiſpiel auch noch durch die poſta-
liſchen Verkältniſſe beſtätigt. o gehören Spora und Prehlitz
zum Landesbeſtellbezirke des Poſtamtes Meuſelwitz und in
Zipſendorf befindet eine von Meuſelwitz abhängige Poſt-
agentur. Dem Umſtande, daß ſich eines der Werke teilweiſe
auf nicht preußiſches Gebiet erſtreckt, konnte in dem vorliegendem
Falle eine ausſchlaggebende Bedeutung nicht beigemeſſen werden;
denn wie in der mündlichen Verhandlung feſtgeſtellt wurde, geht
die Grenze gerade durch das Werk hindurch. Es handelt ſich
alſo nicht um einen Betrieb, der ganz für ſich losgelöſt gusſchließ-
lich auf thüringiſchem Gebiete liegt. Die in dem Falle der Ro-
ſitzer Braunkohlenwerke ſtattgehabte Beurteilung konnte daher
nicht Anwendung finden.

Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß in der mündlichen
Verhandlung der Vertreter des Vorſtandes der Leonhardwerke
ſich auf Befragen dahin geäußert hat, daß eine Vertretung des
Betriebsrates in dem Aufſichtsrat der Braunkohlen-Aktiengeſell-
ſchaft Vereinsglück um deſſen willen nicht in Frage käme, weil
dieſes Unternehmen weder Angeſtellte noch Arbeiter beſchäftige.
Auch dieſe Auffaſſung des Vertreters des Vorſtandes war bei
der Geſaintbeurteilung mit zu berülckſichtigen.“

mit iſt ein hartnäckiger Angriff einer allein herrſchen
wollenden Werksleitung abgewieſen worden. W. H.

Aä

Rollzen.

Die geänderte Meinung. Die „Frankf. Ztg.“ läßt ſich
aus Rom berichten; Der Sozialiſtenführer Treves erklärte
vor der Verſammlung zum Parteitaz, die Sozialiſten ſeien be
reit, nunmehr die Regierung zu übernehmen. Weiter
führte Treves aus, er habe ſcit dem Jahre 1919 ſeine Mei-
nung über die dritte Jnternationale geändert.
Dieſe ſei eine orientaliſche Jnſtution und für die ſozialen
Probleme des We unwirkſam. Die Gewerkſchaften müßten

mſterdam und nicht Moskau folgen.

Dir iriſche Antwort auf Großbritannlens Vorſchläge
nachmittag in Downing Street übergeben worden. an er
wartet, daß das Kabinett über die Antwort ſogleich berät.

Die ſpaniſchen Kämpfe in Maroiko. An den geſtrigen
Kämpfen in Marokko nahmen 10 000 Jnfanteriſten, 13 Batterien,
blreiche Se Kavallerie und Hilfstruppen teil. Der
ber der 6000 bis 8000 Mann ſtark war, foll ſchwer gelitten

aben
Sie haben ſich verſtändigt. Havas meldet aus London: Die

engliſche Regierung hat den ehe in en angewieſen,
ſich dem Schritt ſeines franzöſiſchen Kollegen anzuſchließen und die
deutſche Regierung davon zu verſtändigen, daß die Verbands
regierungen ſich über die Entſendung von ſechs Bataillonen ver
ſtändigt haben.

Beſatzungskoſten für Oberſchleſien. Nach Mitteilung der inter-
alliierten Kommiſſion betragen die Koſten für die Beſatzungs-
armee in Oberſchleſien bis zum 1. Auguſt 94 Milliarden Mark.

»„„rn mm
Porteingchrichten.

Der Hauptausſchuß für Arbeiterwohlfahrt veranſtaltet am
Donnerstag, den 15. September in Görliütz im Reſtaurant Tivol/
vormittags 10 Uhr ſeine erſte öffentliche

Wohlfahrtstagung.
Tagesordnung:
1. Aufgaben unvd Ziele der modernen Wohlfahrtspflege. Rednerin

Genoſſin Helene Simon-Schwelm.
2. Die geſetzlichen Grundlagen und der organiſatoriſche Aufbauder Bbhiſabelspflege. Redner Bürgermeiſter Dr. Caſparp

Vrandenburg.
3. Ausſprache.

Daran anſchließend findet am nächſten Tag, Freitag, den
16. September, im gleichen Lokal die erſte beſchließende Jahres-
verſammlung ſtatt, in der Genoſſin Juchacz über „Die Erfahrungen
der Vergangenheit in der Wohlfahrtsarbeit und ihre Nutzanwen-
dung“ ſpricht.

Teilnehmer ſind Delegierte aus den Bezirksorganiſationen für
Arbeiterwohlfahrt. Gäſte aus den Kreiſen der organiſierten
Arbeiterſchaft, die in den verſchiedenen Zweigen der Wohlfahrts
arbeit tätig ſind, ſind zur Teilnahme eingeladen. Anmeldungen
werden bis zum 1. September unter der Adreſſe: Marie Juchacz,
Berlin SW. 68, Lindenſtraße 3, erbeten. Teilnehmerkarte wird
zugeſandt.

Wegen Wohnungsbeſchaffung wende man ſich möglichſt ſoforr,
ſpäteſtens jedoch bis 31. Auguſt, nur an den Vorſitzenden der
Wohnungstommiſſion. Adreſſe: Gotthold Lißke, Görlitz, Luiſen
ſtraße d.

Veräünderter Programmentwuri.
Di Kommiſſion zur Ausarbeitung eines Programmenkwurjſ

iſt nach Veröffentlichung desſelben noch einmal zuſammen
getreten. Auf Grund der bisher ausgeübten Kritik unterbreitet
ſie dem Parteitag in Görlitz einen abgeänderten Ent-
wurf, der in der geſtrigen Morgenausgabe des „Vorwärts“
veröffentlicht wurde. Trotz Aufnahme des Wortes Klaſſen
kampf in dem einleitenden Teil des Programmes und trotz
mancher beſſeren Formulierung der Einzelforderungen, iſt er
in ſeiner allgemeinen Tendenz faſt uwerändert geblieben. Er
wird deshalb der Diskuſſion in Görlitz wohl kaum eine andere
Richtung geben. Wir werden ihn in den nächſten Tagen zum
Abdruck bringen.

O

Gewertſchaftlihes.
Teuerung und Lohnkämpfe.

Die Holzarbeitergusſperrung in Sachſen. Der Arbeitgeber
verband ſür das ſächſiſche Holzgewerbe teilt mit, daß ſeine Ver-
treterverſammlung die Ausſperrung im ganzen Vertragsgebiet für
den Fall beſchloſſen hat, daß bis zu dieſem Zeitpunkt in den Streik
orten die Arbeit nicht aufgehoben worden war. Die Arbeitgeber;:
kommiſſion hat ſich zur Verhandlung bereit erklärt. Vom n
arbeiterverband iſt darauf geantwortet worden, daß auch

ür denUnterkommiſſion jederzeit zur m bereit ſei.
So der Ausſperrung müſſen etwa 30 000 Arbeiter in Sachſen
eicrn.f Streik in Weimar. Die gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter

von Weimar haben in einer Verſammlung mit 1280 gegen 240
Stimmen beſchloſſen, in den Generalſtreik einzutreten. Es handelt
ſich um einc Teuerungszulage. Auch aus anderen thüringiſchen
Orten werden Lohnbewegungen und Ausſtände gemeldet.

Tarifregelung im Bergbau. Berliner Blättern zufolge findet
zur eng der Tarifregelung im Bergbau heute und morgenim Reichsarbeitsminiſterium wiſchen den Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern Zuſammenkünfte ſtatt. Den Vorſitz wird Arbeits
miniſter Braun führen.

Streit in Oberhauſen. Die geſamte Arbeiterſchaft der Ober-
hauſener BabcockaWerke tritt in den Streik ein. Die Arbeiter
ferdern eine Lohnerhöhung von 2 Mark pro Stunde. Für Frei-
tag war vom Schlichtungsausſchuß ein Termin feſtgeſetzt. Trotz
den trat man ſchon am Montag dieſer Woche teilweiſe in den
Streik. an dem ſich nunmehr 12 000 Arbeiter beteiligen.

Jn GroßSalze und Vad Elmen ſind Streiks ausgebrochen.
Das Elektrizitätswerl Groß-Salze liegt ſtill, der Kurbetrieb in
Bad Elmen iſt eingeſtellt. Die techniſche Nothilfe iſt eingeſetzt.

Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung und das Durch-
einander in den Reichs- und Landesminiſterien.

Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung, die beſonders im
Gaſtwirtsgewerbe die Not der Arbeitsloſen ausbeutete, wurde
durch Verordnung der Demobilmachungsbehör-
den und Landesregierungen, u. a. in Bayern,
Baden, Württemberg, Mecklenburg, in Preußen
in den Städten Berlin, Danzig, Königsberg, Stettin uſw. ver
boten Dieſes Gewerbe, das keine Exiſtenzberechtigung hatte, war
alſo zu einem nKicht unbedeutenden Teil verſchwunden. Seit der-
geſetzlich zu regeln, die zu dem Arbeitsnachweis- Geſetzentwurf
geſetzllich zu regeln, die zu dem Arbeitsnachwejsgeſetzentwurf
geführt haben.

Trotz dieſer Vorgänge hat der Reichs miniſter des
Jnnern durch Erlaß vom 28. Mai 1920 (1I. M. 5289) die Ver-
ordnungen, die quf Grund der Vollmachten der Demobilmachungs-
kommiſſare vom 7. November 1918 erlaſſen waren, aufgehoben
und damit auch der Stedenvermittlung die Möglichkeit, zu
neuem Leben zu erſtehen, gegeben. Der Zentralverband
der Hotel-, Reſtaurant- und Kaffeehaus- Ange
ſtellten hat in einer Eingabe vom 20. 9. 1920 unter Hinweis
auf die obigen Tatſachen erſucht, die Verbote der Stellenvermittler
bis zum Jnkrafttreten des Arbeitsnachweisgeſetzes, das dieſes Ge
werbe beſeitigen ſoll, beſtehen zu laſſen. Jnzwiſchen hat, wie
uns berichtet wird, die bayeriſche Regierung Entſchädi
gungeanträge der Stellenvermittler, deren Gewerbebetriebe ver
boten ſind, abgelehnt. Der preußiſche Handels miniſter
bat erſt am 23. 0. 1921 (J.-Nr. III 7771) angeordnet, daß in
Rückſicht auf das kommende Arbeitsnachweisgeſetz keine Neukon-
zeſſionen an Stellenvermittler erteilt werden ſollen.

Nunmehr ſcheint der Reichsarbeitsminiſter wieder
wie vorher in entgegengeſetzter Richtung wirken zu wollen. Wie
wir erfahren ſoll der Reichsarbeitsminiſter durch einen
vertraulichen Runderlaß angeordnet dieKonzeſſionen der verboten geweſenen Stellenvermittlerbetriebe
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wiever Gultigteir aven ſollen. Sollte ſich oreſe Mearenung be
wahrheiten, ſo hieße das dem Faß den Boden ausſchlagen, Dieſer
Erlaß ſtände im ſtrikten Gegenſatz zu den Maßnahmen der preu-
ßiſchen und bayeriſchen Regierung ſowie der Ab-
ſicht des Arbeitsnachweisgeſetzentwurſs. Wir erwarten, daß der
Reichsarbeitsminiſter für dringende Aufklärung zu dieſer An-
gelegenheit ſorgt.

Die Gewerkſchaften verlangen, daß die gewerbsmäßige
Stellenvermittlung verſchwindet und daß Maßnahmen von den
Regierungsſtellen verhindert werden, die geeignet ſind, die ge-
werbsmäßige Stellenvermittlung in das Leben zurückzurufen.

Amtüche Velannlmachungen! für Eisleben.

Betr. Brotmarken.
Um zu ermöglichen, daß außer den üblichen 1900-Gramm-

Broten auch 2850-Gramm-Brote gegeben werden können, wird
verordnet: Die 500-Gramm- Abſchnitte der Wochenbrotkarte ſind
nur mit 475 Gramm Brot, die 400-Gramm- Abſchnitte der Wo pen
brotkarte ſind mit 475 Gramm Brot ju beliefern.

Sämtliche Abſchnitte der Wochenbrotkarte haben alſo gleich-
mäßig Gültigkeit für je 475 Gramm Brot.

Dies gilt auch für den Umtauſch in Reiſebrotmarken. Da die
Reiſebrotmarken nur auf 50 Gramm teilbar ſind, empfiehlt es ſich
zum Umtauſch eine gerade Zahl von Abſchnitten der Wochenbrot-

Obſtverkauj.

Der ſtädtiſche Obſtverkauf wird Sonnabend, den 27. Auguſt
d. J. r geſetzt. Ausweis Nr. 501--4500.sle ben den 25. Auguſt 1921. Der Magiſtrat.

Achtung Kleiderverkauf!
Aus Vorräten der Kleiderverſorgungsgenoſſenſchaft verkauft

die Firma A. Goldſtein 8 Stück Herrenſtoffe von zuſammen 300
Meter zum Preiſe von 21 Mk. für das Meter an Minderbemit-
telte. Die Stoffe eignen ſich für Herren und ver ſo
wie für Hoſen. Bezugſcheine werden nicht erteilt. Notleidende
Rentner werden beſonders auf dieſe Bezugsmöglichkeit billiger
Stoffe hingewieſen.karte vorzulegen. Die bei Vorlage einer ungeraden Anzahl von

Teilabſchnitten der Wochenbrotkarte überſchießenden 25 Gramm
können in Reiſebrotmarken nicht gewährt werden.

Das Ende des polniſchen Eiſenbahnerſtreiks.
Seite wird mitgeteilt,

Von polniſcher
daß der Eiſenbahnerſtreik, in Polen um

Der Magiſtrat. Rieſe.

2 Uhr nachmittags beendet worden ſei. Mit der Wiederaufnahme Eisleben, den 15. Auguſt 1921. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Karl Garbe,
des Vahnbetriebes zu dieſem Zeitpunkt wurde gerechne t. Der Magiſtrat. Dr. Waltsgott. l für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig. beide in
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Wilhelm II. und sein Haus
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Daul Kochadowoj I Hebermann, en
Geitststraße 42, Aleine Kitterstr S S zurUhrmacher und Goldarbeiter, 11 e e Sehhnb Bekanntgabe ſämtlicher VeranſtaltungenNeue Promenade 1. der Sozialdem. Partei,
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f. Speiſekartoffeln

weder eingerratten auf dem Boden der Arbeiterbewegung ſtehendenFin- u. Verkaufsgeschäft Pfund o0 Pf., Zentner 68 h geſelligen Vereine.Mia re Tubas Morseburg, aenettt Hartung e
Kein Laden Privat. 9 Wagnerſtraße 8 Merſeburg Freitag, den 26. Au x abendsstellt ein 8 Uhr im „Bureau“, orſtandseeeeeeeeeeeeeernnnnnnh S

Fum Kinderfeſt
Genoſſen,ſitzung des Unterbezirks. Alle

welche helfen wollen, ſind eingeladen.

Bad Bibra Sonnabend, den 27. Auguſt, abds.8 Uhr im „Thüringer Hof. Mit
gliederverſammlung. Um zahlreiches Er
ſcheinen bittet

Der Vorſtand.
veeſenſtedt. Sonnabend, den 27. Auguſt, abds.

Naundorf Mitglüederverſammlung. Es iſt

J. C. Möbus, Baugeschäft,
Ammendorf.

Maurer und Zimmerleute
7 Uhr. im Gaſthof „Erche“ zu

ſtellt ſofort ein empſchie Aer en x da einei tige, ſowie umfangreiche Tagesordnung vorliegtHöhn J Rackwitz. Gröbers. r Kinderkleider in weiß und farbig Delitzſch n nun onntag, den 28. AuguſtSuche zum 1. Sept. 21 KnabenAnzüge re -Bluſen 7 Hoſen finden in unſerer Stadt 7 Werbetage der
u Kluge Fraueneinen tüchtigen

verzweifeln nicht bei Regel-
ſtörung und Stockung. Laſſen

3Friſeur
ge h ilfe n v h erg e ren Wenn

bei ter Rof alles verſagt. kann nur noch
guter Koſt

Arbeiterjugend ſtatt. Hallenſer. Leipziger,
Bitterfelder, Gräfenhainicher uud ZFſchornewitzer
Jugend werden als Gäſte anweſend ſein. Frei-
lichtſpiele, Volkstänze, Rezitationen und gemein
ſchaftliche Lieder, ſowie eine Feſtrede des Genoſſen
Garbe wenden unſere Voranſtaltungen verſchönern.
Alle Parteigenoſſen und Genoſſinnen müſſen ſich
an dieſem Tage beteiligen.

Liebenwerda. n en Seuzentabends 8 Uhr im „Gefſellſchafts
haus öffentliche Vollsverſammiung. Reichs
tagsabgeordneter Landrat ThöneWitzenhauſen
ſpricht über „Die politiſche Lage u. die demokratiſche Repubiik“. Genoſſen, W für Maſſen

beſuch. Der Vorſtand.
ver

7 Kinderwäſche aller et
Haar u. Schärpenbänder in allen Farben u. Breiten

Kinder- Strümpfe Söckchen uſw,
Sporthemöen Sportgürtel Hoſenträger

in allenEchte Bleyle-Sweater Farben
und Hoſen

zu niedrigſten Tagespreiſen.

Fnzüge

Auswahl

8 Uhr, im Lohbal Schulz u. Arndt
itgliederverſammlung (Sozialdem. Verein).

Die wichtige Tagesordnung erfordert das Er
ſcheinen ſämtlicher Mitglieder.

Der Vorſtand.

Am Sonntag

und Logis mein erprobtes Spezial-
und gutem Lohn. mittel helfen, auch in älteren
Aug. Böker, Friſeurherr,

Vertrauen Sie mir. einer er
Einen älteren fahrenen Frau, und ſchreiben

lempne mir dankbar ſein. Unſchädlich! ßerK r, Garantie! Diskreter, reellere n d Dobkowitz, Mer eburg.
Automoloreuſchloſer

Schluss der Aneigen-Arbeitsamt,

J ä n B f ſtöRoitſch ei' V ſerſeld Fällen ohne erufsſtörung

Ste ſofort, auch Sie werden

ourchaus erfahren in Gas- Verſand per Nachnahme.

werden geſucht durch das ſind meine Verkaufsräume für den Verkauf geöffnet von 8 10 und [2-6 Uhr.
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Hale, Freitag, 26. Auguſt 1921. 1. Beilage zur Volksſtimme.
Puttel-Angelegenheiten.

Arbeiterjugend und Jungſozialiſten. Heute abend Liederabend
im Jugendheim Weidenplan. Liederbü bendbringen. erbücher ſind unbedingt mitzu-

Halle und öcullreisorte.
Halle, 26. Auguſt 1921.

Die Proteſtkundgebung des Gewerkſchaftsbundes

findet Sonntag vormittag 9 Uhr auf dem Roßplatz ſtatt.
Nähere Angaben folgen in der morgigen Nummer

anſerer Zeitung.

Unſere wirtſchaftliche Rot.

Geſtern ſprach im gutbeſetzten Saale in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus die Genoſſin Marie Juchacz-Berlin, Iget die
alle jetzt bedrückenden Steuer und Teuerungsfragen. Es braucht
wohl nicht erſt beſonders betont zu werden, da unſere Frauen
b keine beſſere und berufenere Sprecherin wünſchen konnten, als
ie Genoſſin Juchacz, die es in beredten Worten verſtand, ganz

beſonders auch die Leiden der Frauen in dieſen Tagen der Not zu
ſchildern. Die Rednerin wies in ihren Ausführungen, mit einenUeberblick über die Urſachen der kataſtrophalen wirtſhaftuichen Zu

ſammenbruchserſcheinungen beginnend, darauf hin, daß ſich beſon-
ders die Arbeiterfrauen aus ihrer bisherigen Glei gültigkeit
S politiſchen Leben, aufraffen müſſen. Eine der erſten
Urſachen für unſere jetzige Not iſt der Krieg, der ganz beſonders
in ſeinen Folgeerſcheinungen über das deutſche Volk eine beiſpiel-
loſe Verelendungswelle gebracht hat. Auch die in letzter Zeit auf-

tauchten Steuerfragen, wie die automatiſch mit ihnen einſetzende
euerungswelle, ſind unmittelbare Folgen unſerer Niederlage im

Kriege. Dieſe Folgen ſchlagen uns agtäglich aufs neue ins Joch.
Die Annahme des Ultimatums,

die angeſichts der furchtbar drohenden Gefahr der völligen Abſchnü
rung unſerer wichtigſten Jnduſtriegebiete und der damit neue er-
ſtarkenden Loslöſungsbeſtrebungen einzelner Provinzen und Län
der eine politiſche Notwendigkeit wurde, hat unmittelbaren Ein-
fluß auch auf unſere letzten (Steuervorlagen ausgeübt. Die ver-
antwortlichen Männer ſtehen vor faſt unlösbaren Schwierigkeiten.
Die Schraube dieſer enormen direkten und indirekten Steuern
et die ganze Kette unſerer No. in kreislaufende Bewegung. Es
olgen auf die ſcharfen Steuerſätze die anziehenden Preiſe unſerer
wichtigſten Lebens und Bedarfsartikel. Die Angeſtellten, Arbeiter
und Beamten werden gezwungen, ſich höhere Löhne zu jerkämpfen.
Es beginnt jetzt überall das große Rüſten zu ſtarken wirtſchaftlichen
Kämpfen. Dazu kommen noch die überall auftretenden Kriſen-
erſcheinungen, es wächſt die Arbeitsloſigkeit, es wächſt das Elend!
Das iſt das grauſige Spiegelbild unſerer Zeit. Eine ſcharfe
Note et dieſes raſende Treiben noch ganz beſonders durch den
aus dieſen Verhältniſſen Kampf zwiſchen den Beſitzloſen und dem Beſitz. Der Beſitz ſträubt ſich auch hier wieder, eine
gerechte Verteilung der Laſten anzuerkennen. Jn dieſem Sinne
entſprechen die Steuervorlagen der Regierung nicht unſeren Er-
wartungen. Es muß

ſeine ſtärkere Erfaſſung des Beſitzes
durchgeführt werden. Ohne die notwendige Erfaſſung eines großen
Teiles der Vermögenswerte kommen wir nicht aus. Die Geld
werte bleiben durch die Vorlagen unberührt, die großen Vermögen
oerringern ſich nicht. Dabei iſt ſchon das Reichsnotopfer in unbe-
friedigender Weiſe von den Beſitzenden aufgebracht worden. Hier
ſetzen die ſchwierigen Kämpfe ein, welche die Sozialdemokratie
von ihrem verantwortlichen Platz aus mit den bürgerlichen Par-
eien zu führen hat.

Zentrum und Demokraten ſträuben ſich

gegen den konſequenten Eingriff in den kapitaliſtiſchen Beſitz. Ge
gen die ſtaatliche und geſellſchaftliche Erfaſſung der großen finan-
ziellen und wirtſchaftlichen Kraftquellen. Sie ſträuben ſich gegen
den Gedanken eines ſyſtematiſch aufzubauenden Sozialiſierungs-
planes. Ablehnend ſtehen ſie auch unſeren Plänen der Aktien-
beteiligung des Reiches Hier ſtehen wir in der Koali-
ſionsregierung an einem Angelpunkt, wo ſich die Geiſter unbedingt
cheiden zwei Weltanſchauungen die kapitaliſtiſche und die
(ozialiſtiſche. Jnfolge dieſer Erſcheinung wird unſere Situation

ganz beſonders ſchwierig gemacht. Dazu kommen noch die
entſcheidenden Einflüſſe von außen. So hemmt uns auch in dieſen

agen an vielen Punkten die brutale Siegerfauſt der kapitaliſti-
ſpen Ententemachthaber. Jn einem Abſatz des Friedensvertrages

uns z. B. die Beibehaltung der indirekten Steuer direkt zur
Pflicht gemacht. Wir dürfen danach auf keinen Fall ein günſtigeres
Steuerſyſtem aufbauen als die, den Völkerbunde angeſchloſſenen
Staaten. Außerdem ſind uns beſtimmte Richtlinien bei Einlöſung
des Ultimatums vorgeſchrieben. So taumeln wir durch all dieſes
Treiben, durch die chaotiſchen Erſcheinungen der die Völker geißeln
den kapitaliſtiſchen Weltwirtſchaftsordnung.

Doch darf es für uns kein feiges Flennen geben. Wir dürfen
nicht die Augen ſchließen, um die Gefahren nicht ſehen zu wollen,
wir dürfen kein Spielball zufälligen Schickſals werden, ſondern
müſſen als verantwortliche Partei auch hier die Verhältniſſe
einigermaßen zu meiſtern verſuchen. Bei unſerer praktiſchen Arbeit
laſſen wir uns während der zu erwartenden Kämpfe im Parla-
ment von den Grundſatz leiten, daß

nur in der ſtarken Belaſtung des Beſitzes
ein einigermaßen annehmbarer Ausgleich gefunden werden kann.In dieſem her müſſen ſich die Unabhängigen und die Sozial

demokraten zu gemeinſamen Vorgehen zuſammenfinden. DieWähler der 4 müſſen auf ihre Vertreter einwirken, daß im
Iament eine einigermaßen lückenloſe Einheitsfront (des ſoziag-

iſtiſch fühlenden Proletariats hergeſtellt wird. Zumal wir in
allen unſeren Handlungen, die wenn wir ſie bis zum konſequenten
Ende durchführen, mit den ge Erſcheinungen zu rech
nen haben. Der ungeheure wirtſchaftliche und militäriſche Druckder h zwingt a oft auf Wege, die wir ſonſt nie ſchreiten

würden.
So konnten wir z. B. nicht die Konſequenzen ziehen, als diebürgerlichen Partolen die vollkommene Loslöſung der wichtigſten

Zebensmittel aus der Zwangswirtſchaft durchſetzen und damit der
ſetzt ſo ſtark einſetzenden Teuerung die Wege ebneten. Dieſes Er
ignis durfte angeſichts der laſtenden Druckes der Entente kein
Srund zum Austritt aus der Regierung werden. Denn die größere
Unzahl der bürgerlichen „Volksvertreter“ ſpielt auch heute noch
mit einem Konflikt zwiſchen uns und den Siegerſtaaten. Wir wiſ
en in dieſem Falle, daß wir hier ganz elementare Lebensintereſſen
oes Proletariats zu verteidigen haben, das bei einer Abtrennung
er wichtigſten Jnduſtriegebiete in beiſpielloſe Verelendung ge
caten würde.

t wir uns, umEs ſetzt nun überall der Kampf ein. Rüſten 8 en
unſere Klaſſe vor weiterer Verelendung zu ſchützen. Drar nS einſe e Wirtſchaftskämpfen, wie von der et des
ßarlaments herab, muß ein von der gemeinſamen großen Not zu
ammengeſchweißtes Proletariat Lipe h en S L
et Angriffe verteidigen. Wit t enr J Mfhaemen Denn dieſe großen van

in Kämpfe, die uns Mittel zum Zweck ſind, follen uns h a

b des auwieder zum Ausdruck bringen, daß wir letzten En
i Siege echten und wahren Menſchm l ariſchen Matter ganz beſonders dieſe
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Zeichen der Zeit verſtehen und ſich ihrer großen Verantwortung be
wußt ſein, die ſie mit der Erziehung und Weiterbildung der kom-
menden Generation auf ſich geladen haben.

Dieſes vorzügliche Referat wurde von der Verſammlung, be
ſonders den anweſenden (Frauen, mit großem Beifall aufgenom-
wmen. Jn der einſetzenden Diskuſſion machten die Genoſſen Thiele
und Kochanski einige ergänzende Ausführungen.

Streikende Metallarbeiter.

Die Auszahlung der Streikunterſtützung für die Buchſtaben
A bis einſchließlich V findet heute, Freitag, nachmittag von
4 Uhr an, im Büro des Metallarbeiter-Verbandes, Harz 42/44,
ſtatt. Am Sonnabend Buchſtabe G bis N von 9 bis 11 Uhr
und Buchſtabe O bis 2Z von 11 bis 1 Uhr.

àjcjqdooandd

Die Berufswahl der Lehrlinge.

Jrntereſſante Feſtſtellungen über die Berufswahl der Lehr
linge hat man jeßt in Wien gemacht. Jn den Wiener gewerb-
lichen Fortbildungsſchulen macht ſich eine Rückgangserſcheinung
bemerkbar. Die Schülerzahl, die vor dem Kriege faſt 45 000 be
trug, iſt auf 30 000 im Jahre 1921 zurückgegangen. Mit der Ver-
minderung der Geburten hat dieſe Abnahme natürlich nichts zu
tun, da es ſich un die Jugendlichen in einem Alter über 14 Jah-
ren handelt. Es machen ſich gewiſſe Umſchichtungen bei der
Verufswahl bemerkhar. So iſt zum Beiſpiel der Zudrang zu den
land wirtſchaftlichen Berufen ganz beſonders ſtark. Es iſt ohne
Zweifel, daß dieſe Tatſache in äußeren Gründen der ſchlechten
Ernährung in den Städten ihre Urſache hat. Auch aus den Zah
len, die das Vaugewerbe angeht, iſt zu erkennen, wie ſich das
Lehrlingsweſen naturnotwendig den jeweiligen äußeren Verhält-niſſen Anpaßt So fanden ſich für das Baugewerbe 1921 nur

200 Lehrlinge, gegen 2247 im letzten Vorkriegsjahr. Das Schuh
machergewerbe verzeichnet 1798 Lehrlinge, gegen früher 2825. Jn
der Schneiderei zählte man 1921 nur 1114 männliche Lehrlinge,
gegen 5205 im Jahre 1914. Hingegen haben die weiblichen Lehr
linge im Schneider und Modiſtengewerbe zugenommen, da viele
Mittelſtandskreiſe, die ihre Töchter früher anderen Berufen zu
führten, ſie nun ein Gewerbe lernen laſſen. Bezeichnend für die
geſunkene Kaufkraft der Bevölkerung iſt es ferner, daß nur die
Gewerbe und Jnduſtrien, die für den Export arbeiten, beſſere
Ergebniſſe aufzuweiſen haben. Schließlich iſt es auch ein ſehr
treffendes, wenn auch bedauerliches Zeichen der Zeit, daß die
Geſundheit der Lehrlinge gegen früher weſentlich zurück
gegangen iſt.

Wochenfürſorge und Wochenhilfe.

Die bisher beſtandenen Vorſchriften über Wochenhilfe und
Wochenfürſorge haben durch das Geſetz vom 29. Juli d. Js.
rn Seite 1189) folgende wichtige Abänderungen er-
ahren:

Weibliche Verſicherte (Selbſtverſicherte), die im letzten Jahre
vor der Niederkunft mindeſtens ſechs Monate hindurch auf
Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen
Krankenkaſſe gegen Krankheit verſichert geweſen ſind, erhal-
ten als Wochenhilfe:

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung,
oder bei Schwanzerſchaftsbeſchwerden erforderlich wird,
ſobald die erforderliche Verſtändigung zwiſchen Aerzten
und Krankenkaſſen erreicht iſt. Bis dieſe Verſtändigung
nicht erzielt iſt, wird eine Beihilfe bis zu Mk. 50.
(bisher bis zu Mk. 25. gewährt;

2. Entbindungsgeld in der Höhe von Mk. 100. (bisher
Mk. 50.-);

3. Wochengeld in Höhe des Krankenzeldes, mindeſtens aber
Mk. 4.50 (bisher Mk. 1.50).“ Die übrigen bisher gel-
tenden Vorſchriften bleiben in Kraft.

4. Stillgeld in der Höhe des halben Krankengeldes, mindſe-
ſtens aber Mk. 1.50 (bisher Mk. --.75). Alles übrige wie
bisher.

Beim Kaſſenwechſel der Wöchnerin während der Leiſtung
der Wochen ilfe bleibt die erſtverpflichtete Kaſſe zur Durchfüh-
rung der Leiſtung zuſtändig. S 212 gilt hierbei nicht.

Stirbt eine Wöchnerin während der Bezugszeit der
Wochenßilfe, ſo werden die noch verbleibenden Beträge an
Wochen- und Stillgeld bis zum ſatzungsmäßigen Ende der
Bezugszeit an den gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes
ſorgt.

Jn S 197 R. V. O. wird das Wort „fünfzig“ durch das
Wort inhundert“ erſetzt.

An Familienwochenhilfe wird dasſelbe gewährt, dabei be-
trägt das Wochen jeld aber nur drei Mark (bisher 1.50 Mk.
und nicht den neuen Satz wie bei den Selbſtverſicherten tägl.
4.-- Mk.) und das Stillgeld 1.50 Mk. bisher --.75 Mk. und
nicht 1.50 Mk. wie bei den Selbſtverſicherten).

Die Familien)ilfe iſt auch zu gewähren (neu), wenn die
Niderkunft innerhalb neun Monate nach dem Tode des Ver-
ſicherten erfolgt.

Wochenfürſorge erhalten Wöchnerinnen, denen Wochenhilfe
ſonſt nicht zuſteht, wenn ihr und ihres Ehemannes Geſamt-
einkommen oder, ſofern ſie alleinſteht, ihr eigenes Einkommen
in dem Jahre oder Steuerjahre vor der Entbindung den Betrag
von zehntauſend Mark nicht überſtiegen hat.

Der Antrag auf Wochenfürſorze (neu) iſt bei dem Verſiche-
rungsamt zu ſtellen, in deſſen Bezirk die Wöchnerin ihren
Wohnſitz hat. Die Auszahlung geſchieht auf Anweiſung des
Verſicherungsamts durch die Alljemeine Ortskrankenkaſſe.

Das Wochengeld beträgt in dieſem Falle ebenfalls drei
Mark und das Stillgeld 1.50 Mk. täzlich.

Das Geſetz iſt mit dem 6. Auguſt 1921 in Kraft getreten
und ſind von dieſem Tage an die erhöhten Gebühren zu zahlen.

Keine Keſſelexploſion in Leuna. Die von uns geſtern ge-
brachte Meldung über eine Keſſelexploſion in Leung (ſie wurde
durch das Wolffbüro verbreitet) trifft erfreulicherweiſe nicht zu.
Wahrſcheinlich iſt das Wolffbüro das Opfer einer tendenziöſen Be-
richterſtattung geworden.

Mitteldeutſche Kochkunſt-, Hotel und Gaſtwirtefach-Ausſtel
lung vom 10. bis einſchl. 18. September d. J. in Halle a. S.
Mit dem Bau der neuen Halle wird Anfang nächſter Woche be-
gonnen werden. Der größte Teil der darin befindlichen Ausſtel-
lungsplätze iſt bereits belegt. Das Aeußere der Halle erhält
Flaggenſchmuck und das Jnnere ſoll mit roten Teppichen belegt
werden um eine angenehme Wirkung zu erzielen. Gegen zwei-
undert ausſtellende Firmen werden einſchlägige Artikel zur Schau
tellen, die nicht nur für das Fachgewerbe, ſondern auch für die
Volkswirtſchaft von größter Bedeutung ſind. Vom Landesverband
der Provinz Sachſen haben bereits 60 Vereine den Beſuch ange-
meldet und weiter eine größere Anzahl von Vereinen aus Anhalt
und Thüringen. Die Preisjury wird über etwa 80Preiſe, darun-
ter ſehr wertvolle von Korporationen geſtiftete Ehrenpreiſe, zu ver-
fügen haben. Die Plakatierung durch ein wirkungsvolles
ſtellungeplakat erſtreckt ſich über ganz Mitteldeutſchland.

Das Morgenland im C.-Z.-Zheater.
Wenn die Beſprechung eines ſolchen Films, wie er jetzt im

C.«T.Theater zur Vorführung kommt, dem Publikum imponieren
ſoll, dann muß ſie ihm über die techniſche Herſtellung desſelben rei
nen Wein einſchenken können. Denn an dem Apparat, der dazu
notwendig iſt, erhitzt ſich der Filmenthuſiaſt ebenſo ſehr wie an dem
Stück ſelbſt. In dieſer Hinſicht kann dieſe Kritik allerdings nichts
bringen. Wo die Aufnahmen dieſes orientaliſchen Lebens erfolgtiſt, iſt hier unbekannt, zeß dem Beſucher aber dieſes Leben in wahr

haft überzeugender Weiſe und nahezu vollkommen vorgetäuſcht
wird, ſoll gern anerkannt werden. Vermutlich hat der Film
amerikaniſche Herkunft. Man ſchließt das wenigſtens daraus, daß
der männliche Held ein Amerikaner iſt und daß der weibliche Held
a die Bettlerin von Stambul, ſo heißt der Film
das Bedürfnis aufoktroyiert erhält: „Leben zu lernen“. So etwas
iſt nur in Amerika möglich.

Wenn man die Bettlerin von Stambul“ ſegt, empſindet man,
worin die Stärke der Filmkunſt (oder Filmtechnik?) liegt. Sie
ſetzt die Träume der Phantaſie und jeder, auch der einfach an
gelegte Menſch hat eine ziemlich große Portion Phantaſie in die
Wirklichkeit um. Nicht nur die Träume der Phantaſie des wachen
den und beobachtenden Menſchen, ſondern auch die phantaſtiſchen
Träume des Schlafenden. Keine Vorſpiegelung der nächtlichen
r iſt kühn genug um nicht ihren Ausdruck im Film finden
zu können.

Die „Bettlerin von Stambul“ iſt alſo ein voller Erfolg. Wenn
auch die Bilder im erſten e im Vergleich zum umſangreichen
Text etwas allzu raſch verſchwinden, ſo iſt doch die dramatiſche
Steigerung bis (zum Ende vorzüglich herausgearbeitet, bis endlich
an der Leiche des Widerſachers, des mächtigen Scheiks, mit tauſend
Wunden bedeckt, die beiden Liebenden, die Bettlerin und der ame-
rikaniſche Offizier, triumphieren. Kein Wunder, wenn die Dar-
ſteller, die es leider nicht hören konnten, lauten Beifall erhielten.

Ein Vorzug iſt, daß die Sinnlichkeit des orientaliſchen Lebens
nur in zarten Farben angedeutet iſt, während man bei deutſchen
Filmwerken die keuſche Liebe oft in unappetitlicher Knutſcherei
verabreicht.

Das zweite Stück, ein Luſtſpiel, verbunden mit dem Auftreten
von Hunden, Affen, Kamelen, Elefanten, Tigern, Löwen, iſt in
der Durchführung der ſchreckensvollen und doch humoriſtiſchen
Szene einfach unerreicht. Eine ſchläfrige Polizeiwache wird vom
Elefanten einfach zur Ermunterung ins Waſſer gekippt und die
ſpröde ältliche Jungfrauſinkt zur Strafe, den Liebhaber abgewie-
ſen zu haben, in die Arme eines wirklichen Löwen. Echt ameri-

Probinz und Umgegend

vezirksausſchuß

Wir machen darauf aufmerkſam, daß die Bezirksausſchußſitzunte

am Sonnabend, den 27. d. M. nicht, wie wir geſtern meldeten
von 324 Uhr ab tagt, ſondern ſchon um 2 Uhr beginnt.

Der Vorſtand.

Kreistag des Mansfelder Gebirgskreiſes.

Der bisherige kommiſſariſche Landrat Becker zum Landrat
gewählt!

Die Vürgerlichen verlaſſen vor Erledigung der Tagesordnung
den Saal und machen das Haus beſchlußunfähig!

Mansfeld den 25 Auguſt 1921.
Gegenüber der Kirche in Mansfeld befindet ſich in der Luther-

ſtraße das ſich von den übrigen Häuſern abhebende moderne Ge-
bäude des Kreisſtändehauſes. Sein modern eingerichteter Saal,
in welchem der heutige Kreistag ſeine Sitzung abhält, entbehrt jeden
beſonderen Schmuckes, abgeſehen von ſeinen vier Fenſtern, die in
ihren oberen Teilen vier heimatliche Wappen in buntfarbiger
Aufmachung tragen. Was das angeht, ſieht der Sitzungsraum des
Kreistages für den Mansfelder Seekreis inſofern lebendiger und
auch würdiger aus, als er mit ſeinen Wandbildern und mit ſeinen
Emblemen die Heimat in einer Form illuſtriert, die in dieſem
Raum ſofort ein heimatliches Gefühl wachruft. Der Kreistag des
Mansfelder Gebirgskreiſes ſetzt ſich zuſammen aus 4 Sozialdemo-
kraten, 1 Unabhängigen, 10 Kommuniſten (jetzt meiſt neutral) und
10 Bürgerlichen. Die Tagesordnung ſcheint ſich glatt abwickeln zu
wollen, bis zu dem Punkte, wo die Probe aufs Exempel gemacht
wird. Bei der Wahl der Vertrauensmänner zur
Ausloſung der Schöffen und Geſchworenen platzt
die Bombe! Hierbei hält der linke Flügel mit ſeinen Vor-
ſchlägen zuſammen. Die Erbitterung über den Klaſſencharakter
unſerer Juſtizpflege kommt dabei zum Ausdruck. Das verzweifelte
Ringen, das Sehnen nach einer Juſtizpflege, das dem menſch-
lichen Gerechtigkeitsempfinden entſpricht, dokumentiert ſich in
dieſem Verhalten mit elementarer Gewalt. Die Erinnerung an
die Sondergerichte, das frühere Beiſeiteſchieben der Arbeiter, kurz-
um eine ganze Lawine i Unmuts rollt hernieder,
läßt ſich nicht aufhalten, will ihr Recht, verlangt Befriedigung des
Empfindens derjenigen Klaſſe, die im Schatten lebt die als die
Enterbten vom Glück der Menſchheit auch noch den Jammer
der ungerechten t das Gefühl einer ſolchenmit ſich herumſchleppen! Und die Charakterköpfe des Bürger-
blockes, der Kaufmann Wieck aus Hettſtedt und ihm gegenüber
der einflußreiche Direktor des Meſſingwerkes in Hettſtedt, Herr
Buſſe, weiter der Adminiſtrator von Möllendorf, Herr Köhler
und der zweifellos menſchlich empfindende Oberförſter Quaſe-
b art aus Braunrode denen die Geſchicke des Bürgerblockes in die
Hand gegeben ſind, ſie wollen kein Empfinden haben für das
Klingen der Arbetterſeelei Das Geſchick nimmt ſeinen
Lauf. Wir Sozialdemokraten laſſen uns nicht von den kommu-
niſtiſchen Popanz ſchrecken, uns gilt der innere Menſch und
nicht ſein aus dieſem oder jenem Grunde getragenes äußer-
Firmenſchild. Jn dieſem Sinne glaubten wir recht
zu haben. Der ürgerblock möge ſich nicht vonſeinen vermeintlichen Vorrechten allzu ſehr
leiten laſſen 2

Der kommiſſariſche Landrat Becker eröffnet die Sitzung um
9,40 Uhr. Er gibt als Punkt 21 die Wahl des Landrats bekannt.
Ein von der S. P. D. geſtellter Geſchäftsordnungsantrag rückt ihn
an 2. Stelle. Es muß zunächſt die Einführung für vier aus
geſchiedene Mitglieder, Kommuniſten, ſtattfinden. Es ſind dies
G.-V. Machaſcheck-Kreisfeld, Lagerhalter Richter-Mansfeld, Dyna-
mit-Arbeiter Grützmacher-Leimbach und der beim Putſch gefalleneG. V. Müller Kieſermansfetr. An ihre Stelle rücken Bergmann

Paul Groſſe-Ahlsdorf, Zimmermann Auguſt JammermannQuen-
ſtedt, Maurer Oskar Schneller- Leimbach und Zimmermann Wil-
helm Krebs-Hergisdorf. Die beiden letzteren ſind nicht anweſend,
einer davon ſoll noch flüchtig ſein. Die darauf folgende Landrats
wahl leitet Kreisdeputierter Wieck-Hettſtedt mit geſchickten und
objektiven Worten ein. Unſer Genoſſe Schneckmann Groß
örner betont, daß nicht das politiſche Moment allein, ſondern auch
die Fähigkeiten maßgebend ſein müßten. Becker habe nach ſeiner
Anſicht bisher ein odjektives Verhalten in beſonders ſchwierigen
Situationen zur Schau getragen. Beiling-Hettſtedt (Kom.)
ſchlägt den Parteiſekretär Koenen- Merſeburg vor. Die Wahl-
handlunz ergibt die Wahl Beckers mit 20 Stimmen, während eine
Stimme auf Koenen fällt und ein Zettel weiß iſt Der neue Land-
rat dankt für das Vertrauen, verſpricht nach der bisherigen Rich-
tung mit allen Parteien arbeiten zu wollen und ſtellt ſich beſon
ders auf den Boden der Verfaſſung. Seine Arbeit ſolle im Jnter-
eſſe jeden Staatsbürgers ſein. Unſer Genoſſe Dreſe -Leimbach
richtet an den Landrat die Worte, die teilweiſe beſtehende Mei
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aung, vaß r wankehnmſttg ſei, durch ein zuküuſriges Verherren zu
zerſtreuen. Es folgen nun die Beratungen über die
Hhaushaltspläne. Zunächſt der über die Kreiswegebau-Lerwallung, Er ſchließt ab mit Einnahmen von 150 000 ark,
Ausgaben von 720 000. M., ſo daß ein Zuſchuß des Kreiſes zur
Unterhaltung der Kreisſtraßen von 570 000 M. erforderlich iſt.
Bei dieſer Gelegenheit rückt Gen. Dreſe Leimbach den Poſten
über den Kreisobſtgarten mit ſeiner r und
Gemüſepacht in den Vordergrund. Er bezeichnet das als Spiele-
rei. Die Vebatte hat den Erfolg, daß die Anregung unſeres Gen.
Dreſe einer Prüfung unterzogen und ihr die notwendige Beach-
tung entgegengebracht werden ſoll. ei der Beratung des
Hauptetats wird feſtgeſtellt, daß er aufgeht und zwar in Ein
nahme und Ausgabe mit je 3 143 600 Mark. Beim Punkt des-
elben für ſoziale Zwecke erhebt ſich eine lebhafte Debatte über dienennen der in den einzelnen Orten ſich befindlichen

chweſterſtationen, die augenblicklich eine unterſchied-
liche iſt. Bei allen Rednern kommt in anerkennenswerter eiſe
die Sorge um die Bekämpfung der heraufſteigenden Tuberku-
loſe zum Ausdruck. Dieſe Bekämpfung ſoll in hauptſächlichſter
Linie Sache des Kreiſes ſein. Die dazu gegründeten Vereine ſollen
dieſe Arbeit unterſtützen. Es wird beſchloſſen, der Gemeinde für
jede angeſtellte Schweſter 200 M. Zuſchuß zu geben. Beim Titel III
Steuern und deren Veranlagung auf Grund, Gebäude, Gewerbe
und Betrieb, erhebt der Schmiedemeiſter JZimmerm ann-Hett-
ſtedt bittere Klage über die Belaſtung des Handwerks Er mag
Recht haben, dann muß er ſich aber in die Reihen der Sozialdemo-
tratie orientieren, denn Stinnes wie überhaupt die kapitaliſtiſche
Aufſaugungstendenz werden ihn nicht befreien, ſondern erdrücken.
Seine dabei entwickelten volkswirtſchaftlichen Tendenzen ſind
manchmal recht weltfremd. Beſonders haben es ihm die Beamten
angetan und ein falſcher Zungenſchlag läßt ihn entgleiſen, indem
er deren Tätigkeit als unproduktiv bezeichnet. Daß er die Finanz-
ämter beſonders im Magen hat, macht die von ihm entworfene
Jlluſtration vollſtändig. Gen. Graul-Hettſtedt bricht in war-
men Worten eine Lanze für die Jnvaliden und Witwen. Der
Etat wird angenommen gegen v Stimmen. Der Etat der Spar-
kaſſe findet auch Annahme. Ebenſo die Hundeſteue r ohne
ede Vergünſtigung, nur gegenüber der Führerhunde der Blinden
wird eine Ausnahme gemacht. Desgleichen findet Annahme die
Finführung einer Kreis Wertzuwachsſteuer und einer
Luſtbarkeitsſteuer. Für die Errichtung einer Auto-
halle in Wippra werden jährlich 2000 M. Zuſchuß auf die
Dauer von 10 Jahren bewilligt. Der Ankauf eines Grundſtückes
für die landwirtſchaftliche Winterſchule in Wippra
wird ſo beſchloſſen, daß deren Beſtand nunmehr als geſichert gelten
kann Wir kommen auf dieſen Punkt, wie auf die noch beſchloſſe
gen weiteren Punkte, die teilweiſe auch intereſſanter Natur waren,
im morgigen Fortſetzungsbericht zurück.

Landbund und Vucherpreife.

Wir erhielten geſtern vom Landbund der Provinz Sachſen
felgendes Schreiben

Halle a. S., 24. Auguſt.
An die löbl. Schriftleitung der „Volksſtimme“, Halle a. S.

Jn der Betrachtung der „Volksſtimme“ über die Wirt
ſchaftslage wurde mehrfach über die Wucherpreiſe geſprochen,
welche die Getreidehändler den Landwirten zahlen ſollen. Wir
brauchen es nicht beſonders zu erwähnen, daß auch wir jede
Ueberteuerung auf das ſchärfſte verurteilen. bitten Sie
daher ganz ergebenſt, uns das Jhnen vorliegende Material zur
Verfügung zu ſtellen, damit wir gegen dies ſchädliche Treiben
einſchreiten können. Wir gehen in unſerer Annahme wohl nicht
fehl, daß Jhnen derartiges Material in reicher Fülle zur Ver-
fügung ſteht.

Hochachtungsvoll!

M zitr

M. F. Gebhard.
Wir ſind erfreut über die Abſicht des Landbundes uns in unſe-

rem Kampf gegen die Auswucherung des Volkes unterſtützen zu
wollen. Wir wollen das Material, das uns zur Verfügung ſteht,
aber nicht in einem Schriftwechſel zwiſchen uns und dem Land-
bund vergraben, ſondern die ganze Oeffentlichkeit hat das Recht,
es kennen zu lernen. Zunächſt möchten wir den Landbund darauf
hinweiſen, daß wir in Nr. 190 der „Volksſtimme“ unter Roitzſch
die Mitteilung brachten, daß das Getreidegeſchäft Wolf dort vom
Rittergut II den Weizen für 270 Mk. den Zentner kaufte. Jn
Rr. 182 der „Volksſtimme“ teilten wir mit, daß die Firma Puhler
u. Anter aus Torgau in Gräfenhainichen Roggen für 175 Mark
den Zentner aufkauft. Wir bitten den Landbund, uns Nachricht
zukommen zu laſſen, wie er über dieſe Fälle denkt.

Unſere Genoſſen im Bezirk fordern wir aber auf, uns alle
Fälle von Aufkäufern nur unter genauer Namensnennung zu über-
ſenden. Sofern dieſes nicht geſchieht, ſondern nur eine allgemeine
Schilderung der Verhältniſſe erfolgt, hat der Landbund eine ſchöne
Ausrede wenn er gar nichts tut. Uns würde es aber eine Freude
ſein, ihn unter Hinweis auf eine Reihe namentlich angeführter
Einzelfälle kräftig auf die Probe zu ſtellen, wie weit ſein Ver-
ſprechen ehrlich gemeint iſt.

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz.
Weißenfels. Wir bitten um Nachtquartiere! Zur

Teilnahme an unſerem Jugendfeſte am Sonntag, hat ſich auch eine
30 Burſchen und Mädel ſtarke Gruppe aus Jena angemeldet. Sie
werden das köſtliche Freilichtſpiel „Spielmanns Schuld“ zur Auf-
führung bringen. Da dieſe Jugendgruppe ſchon am Sonnabend
eintrifft, bitten wir unſere Weißenfelſer Genoſſen, der Jugend für
dieſen Abend Nachtquartiere zur Verfügung zu ſtellen. Anmel-
dungen nimmt der Gen. Alfr. Throniker, Zimmerſtr., ent-
gegen. Genoſſen, tragt durch zahlreiche Beteiligung mit zum
vollen Erfolg des Feſtes bei. Auch die auswärtigen Genoſſen ſind
n g eingeladen. Alles Nähere iſt an den Plakatſäulen er-
ſichtlich.

Hohenmölſen. Achtung Freidenker! Zu der am Sonn-
tag. den 28. Auguſt, abends 7 Uhr, ſtattfindenden Mitgliederver-
ſammlung bei Otto Rupſch, werden die Mitglieder erſucht, zahl-
reich zu erſcheinen, Da eine wichtige Tagesordnung zu beſprechen
iſt, (u. a. Anſchluß an die Feuerbeſtattungskaſſe) müſſen die Mit-
glieder pünktlich zur Stelle ſein.

Naumburg--Eckartsberga.

Naumburg. Naumburger Jugend. Neulich ſind
ſie wiedermal zuſammen geweſen, die Hurra-Jüngelchen der
höheren Schulen und die Stahlhelm-Bolſchewiſten. Einen
neuen Orden haben ſie gegründet, mit Tobak und Bravo, einen
jungdeutſchen Orden, auf „echt deutſcher kameradſchaftlicher
Grundlage“. Was das heißt, weiß jeder, der mit den An-
gehörigen dieſer Mandarinenſöhne draußen geweſen iſt. Ver
teilt wurde ein Flugblatt „Jungdeutſches Wollen“, das an
Offenbarung der inneren Verfaſſung dieſer Ordensbrüder
an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig läßt. Daraus nur
einige Kernſätze, die an ſelige Zeiten erinnern, da man bei
Kriegervereinsfeſten, ſpornklirrend und ſchwergeladen, flak-
kernde Phraſen in die ſeligdöſigen Maſſen warf. „Der jung-
deutſche Gedanke iſt der Freiheitskampf des von undeutſcher
Art verſtrickten und geknechteten Deutſchtums, (Aha, anti-
ſemitiſche Hetze!l) der Kampf der vaterländiſchen Geſinnung
gegen internationale Verirrungen (Hört, hört, ihr inter-
nationalen Geldſäcke!), die Erhebung utſcher Sitte und
Vaterlandsliebe gegen die Ueberwucherung mit fremden Sitten
durch die deutſchen Fürſtenhöfe) und das Ueberhandnehmen
vaterlandsloſer Geſinnung (für die Erhebung der deutſchen
Trink- und Raufſitten beſten Dank!), die Schaffung der
dealen Grundlagen für die Wiederaufrichtung deurſchen
Geiſtes (daß dieſe Söhnchen den Geiſt verloren haben, geht
aus den Zeilen deutlich hervor), Rückkehr des deutſchen Volkes
zum Jdeal (als da ſind: Kaſerne, Frühſchoppen, Parade

n

es ſich zur Aufgabe geſtellt, über Teuerung und Steuern zu

marſch, Bordell, Monokel) uſw. Jn hochrravenden Phrafen
tönt dieſe neue Bruderſchaft Naumburgs ihr Bilderbogen-
programm. in die Luft, dünkelhaft und gegenwartsfremd,

für die völlige Unfähigkeit dieſer Kreiſe. Jm wohltuenden

„Ordensbruders“ aus Erfurt.
klanggloriaton des Flugblattes, ſondern verſuchte den Er
ſchienenen menſchlich näher zukommen.

gaben den putſchlüſternen Jünglingen religiöſe, deutſche
Gedanken, von denen im Flugblatt kein Hauch zu verſpüren
iſt, und menſchliches, ſittliches Weſen als Vorbild. Die
kommuniſtiſche Jugend räumte das Feld unter Abſingen der
Jnternationale.

Bitterfeld--Delitzſch.
Bitterfeld. Oeffentliche Volksverſammlung der

S. P. D. am 27. Auguſt. Es gab eine Zeit, und ſie iſt gar
nicht ſo weit entfernt, während welcher eine gewiſſe politiſche
Gruppe hier in Bitterfeld recht kleinlaut geworden war. Man
konnte annehmen, daß die Märzereigniſſe und ihre Folgen eine
heilſame Wirkung auf die Gemüter ausgeübt hätten, und daß
beſonders berufene Führer, denen man früher mit gutem Ge-
wiſſen Achtung zollen und Verſtändnis für ihre Anſichten ent-
gegenbringen durfte, hätten lernen müſſen, daß das deutſche Volk
in einer überwiegenden Mehrheit gottſeidank noch nicht für
ruſſiſche Verhältniſſe reif ſei. Man könnte von einem genuß-
reichen, humoriſtiſchen Abend unter gütiger Mitwirkung einiger
kommuniſtiſcher, hirnverbrannter Jünglinge ſprechen, der den
zahlreichen Zuhörern aus den Kreiſen aller politiſchen Parteien,
die den großen Saal bis auf den letzten Platz füllten, bereitet
worden war, wenn die ganze Sache nicht einen ernſten Hinter-
grund hätte. Zerſtückelung der Maſſen, Haß gegen die Arbeits-
genoſſen, das find die Früchte kommuniſtiſchen Wirkens hier bei
uns. Wer noch ein Fünkchen Achtung vor den Beſtrebungen
kommuniſtiſcher Hitzköpfe hatte, muß Ekel und Abſcheu vor ihnen
bekommen haben. Kann man etwa Anſtand und Vernunft von
der Herde verlangen, wenn ſich der Führer ganz unparlamentari-
ſcher, ja, unanſtändigſter Ausdrücke, wie politiſches Schwein uſw.
bedient? „Herr Becker, das einzige, wodurch Sie hätten inponie-
ren können, war die Tatſache, daß Sie nicht übel Luſt hatten,
handgreiflich zu reden, wie Sie es jetzt anſcheinend oewöhnt ſind.
Alle Achtung vor Jhrer Entwicklung zur Unwürdigkeit und Un
fähigkeit, öffentlich eine Rolle zu ſpielen!“ Doch nun zur
Sache! Die Arbeiterjugend unter Führung und Leitung ihres
Obmannes, Genoſſen Richter, hatte es ſich nicht nehmen
laſſen, die Verſammlung durch einige Lieder und Volkstänze zu
erfreuen. Genoſſe Richter erläuterte kurz, was er durch dieſe
Vorführungen habe zeigen wollen. Er wies auf das Ziel hin,
durch den Juſammenſchluß der proletariſchen Jugend ſozialiſtiſch
denkende und handelnde Gemeinſchaftsmenſchen zu erziehen.

Die Rednerin des Abends, Genoſſin Marie Juchacz; hatte

ſprechen. Schon bei Beginn ihrer Ausführungen durch pöbelhafte
Zwiſchenrufe unterbrochen, appellierte ſie an die Verſammlung,
als anſtändiger Menſch von der ganzen Verſammlung geſchützt
zu werden. Sie führte nun aus, daß Teuerung und neue Steuer-
vorlagen die Gemüter der Arbeiter, Angeſtellten und kleinen Be
amten aufs äußerſte bewegen. Aufgabe der politiſchen Arbeiter
parteien muß es ſein, dafür zu ſorgen, daß die Steuerleiſtungen
gerecht verteilt werden. Abſolute Gerechtigkeit in den beſtehen-
den Verhältniſſen gibt es nicht, auch nicht in Rußland. Bei dem
großen Erbarmen und Mitleid für das hungernde ruſſiſche Volk
muß geſagt werden, daß dieſes große Elend nicht gekommen wäre,
wenn jeder Bauer und Arbeiter gewußt hätte, ſein eigenes
Schickſal in die Hand zu nehmen, anſtatt ſich in die Gewalt einer
Handvoll Diktatoren zu begeben. Die Teuexung iſt in letzter
Zeit fortwährend im Steigen begriffen. Jm Zuſammenhang mit
dieſer Tatſache machte die Rednerin einige Ausführungen über
das Syſtem der Zwangswirtſchaft, das durchaus nicht das Jdeal
der Sozialdemokraten ſei und mit ſozialiſtiſchen Grundſätzen nichts
gemein habe. Aber als Wirtſchaftsform, geboren aus der Not
der Zeit, riußte man ſich mit ihr abfinden. Die ungeheure Preis-
ſteigerung haben wir teilweiſe auch der Politik des Ernährungs-
miniſters Hermes zu verdanken, der heute noch ſein Unweſen
treibt. Unſere Vertreter im Reichstage haben dagegen geſtimmt,
daß die Brotrationierung in eine teilweiſe Rationierung um-
gewandelt wurde. Die Kommuniſten reißen im Reichstage nur
das Maul auf, bringen aber keine poſitiven Vorſchläge, ver-
neinen Roewendigkeiten und verweiſen immer nur auf den Weg
der Moskauer, deſſen Beſchreitung 60 Millionen Deutſche dem
Untergang weihen würde. Fortwährend unterbrochen durch
Zwiſchenrufe Beckers, ſagt ihm die Rednerin, daß es keine poli
tiſche Tat ſei, einer Frau das Reden ſchwer zu machen. Sein
lautes Brüllen ſei kein Zeichen von Hunger, der uns alle bedroht,
höchſtens ein Zeichen von politiſcher Unanſtändigkeit und Dumm-
heit. Stürmiſcher Beifall folgte dieſen Worten. Die Aus-
führungen der Referentin gipfelten in dem Schluß, daß ſich das
deutſche Volk zu einem ganz beſtimmten Ziel zuſammenſchließen
muß, die deutſche Arbeiterichaft muß ſich in einer einzigen poli-
tiſchen Partei zuſammenfinden, um mit allen Mitteln der Demo-
kratie den Boden zu bereiten. Jn der ſich anſchließenden Dis-kuſſion verſuchten einige nicht ernſt zu nehmende junge Leute, die
der kommuniſtiſchen Partei durch ihr repräfſentables Auftreten
alle Ehre machten, nachzuweiſen, daß man in Rußland keine
politiſche Partei verantwortlich machen könne und dürfe, wenn
es im Sommer nicht regnet. Wenn aus der Verſammlung her-
aus die Frage oufgeworfen wurde, ob wir uns in einer Kinder
verſammlung befinden, ſo mögen die Ausführungen der betref-
fenden Redner hiermit genügend ſkizziert ſein. Genoſſe Bara-
nowski bemerkt, daß keiner der Redner den Verſuch gemacht hat,
zu zeigen, wie das große Familienglück auf dem kommuniſtiſchen
Trümmerhaufen entſtehen ſell. Er führt die Vorredner glänzend
ab und ſtellt feſt, daß die Verbrechertaktik im März große Maſſen
bekehrt hat. Auch Genoſſe Lebbin ergriff das Wort und beſchäf-
tigte ſich eingehend mit einigen Krakehlern in der Mitte der
Verſammlung. Der große Diskuſſionsredner Becker erklärte vor-
weg, auf Zwiſchenrufe überhaupt nicht zu reagieren. Und doch
machte er weiter nichts, als in ſelbſtherrlicher Poſe jedem Rede
und Antwort zu ſtehen und ſchließlich bei grünen Bohnen und
Gurkenſalat zu landen, die ein Mehrheitsfozialiſt an gemeinſamer
Tafel mit einem Reaktionär gegeſſen haben ſoll. Seinem Auf-
treten iſt es in erſter Linie zu verdanken, daß ſich der Verſamm-
lung eine immer größere Erregung bemächtigte. ſo daß ſchließlich
der Verſammlungsleiter, ohne daß die Referentin zum Schluß-
wort kam, die Verſammlung ſchließen mußte.

Roitzſch. Oeffentliche Volksverſammlung der
S. P. D. Am Sonnabend ſprach im Huth'ſchen Lokale
Landtagsabgeordneter Genoſſe Dreſcher- Halle über die
Brotverteuerung und die kommenden Steuern. Der Vortrag
des Referenten war muſtergülrig und fand bei den zahlreich
erſchienenen Zuhöreren gute Aufnahme. Eine eigentliche Dis-
kuſſion ſetzte nicht ein. Aus dem Geiſt der Verſammlung läßt
ſich ſchließen daß
ſchlagen wird.

auch hier unſere Partei bald neue Wurzeln

Sangerhaufen-- Mansfelder See- und Hebirgskreis,
Sanserhanjſen. Gründung einer Kreisbank. Der

Kreistag hat die Gründung einer Kreisbank nunmehr endgültig

eine Leimrute für die geiſtig Armen der Jugend, ein Dokument

Gegenſatz zu dieſem Geſchreibſel ſtand der Vortrag eines
Er verfiel nicht in den Kling-

Muck-Lamberty, der
neue Ehrenbürger Naumburgs, und Leute ſeiner Weckgemeinde

v

Woyrnungsvau im allgemeinen und ven Eigenbau von Wohn
J ſiedlungen durch Gewährung von Zwiſchenkredit zu ördern n

den Erbauern bei Erlangung der Staats und Gemeindebeihi
und bei den ſonſtigen Vorbereitungen flir das Bauvo zur
Seite zu ſtehen, mit dem 1. Oktober ins Leben treten kann.

Hettſtedt. Die h Ausſchüſſe. Bei der
letzten Stadtverordnetenwahl, r die wir berichteten,

Armenausſchuß:

Beleuchtungsausſchuß: die Stadtverordneten h

Looſe,
Friedrich, Gebhardt. Finanzausſchuß: die Stadtverordneten
Weiße, Schneider, Ernſt Looſe. Gehaltsausſchuß: die Stadtver-
ordneten Friedrich, Thormann, Weiße, Ernſt Looſe. Gottesacker
ausſchuß: die Stadtverordneten Albrecht, Knoll, Großmann,
Zinke, Kohlberg. Hoſpitalausſchuß: die Stadtverordneten Dr.
Stier, Gebhardt. enprüfungsausſchuß: die Stadtverordneten
Schneider, Graul, Muſchter, Weiße, Tempelhoff, Ernſt Looſe.Verpachtungsausſchuß: die Stadtverordneten Aathe, Großmann,
Plantagenausſchuß: die Stadtverordneten Agthe, Großmann,
Albrecht, Tempelboff. Schuldeputation: die Stadtverordneten
Frau Looſe, Knoll, e Außerdem waren drei geeignete

aus der Bürgerſchaft zu wählen. Die Wahl fiel auf
Schriftleiter Büttner, Bergmann Wilhelm Röſeler und Eiſen
bahnarbeiter Kolbe. Schulvorſtand der gewerblichen Fortbil-
dungsſchule: die Stadtverordneten Degen, Kohlberg. Sparkaſſen-
ausſchuß: die Stadtverordneten Weiße, Ernſt Looſe, Rienäcker,

n a Srgr5 Le Stadtverord-neten Zinke, nungsaus die StadtverordnetMuſchter, Knoll, empelhoff, Hüber. 4
Torgau--Liebenwerda,

Liebenwerda. Verleumdungen und kein Ende
Die deutſchnationale Blätterwelt, von der Deutſchen Tages
zeitung bis zum letzten Kreisblatt, verleumdet wieder einmal
den Landrat unſeres Kreiſes, Genoſſen Vogl. Sie ließen ſich
aus Elſterwerda folgendes melden: „Vor einigen Tagen kehrte
der Landwirt Helemann mit wohlgefüllter Brieftaſche in
einem hieſigen Gaſthofe ein und hatte das teuere Vergnügen
während einiger Stunden die Geſellſchaft neuzeitlicher Kory-
phäen unſeres Ortes zu genießen, befand ſich doch unter ihnen
der ehemalige Stadtverordnetenvorſteher und jetzige Stadt
verordnete Rößler (Kommuniſt) und der mehrheitsſozia-
liſtiſche Landrat Vogl-Liebenwerda. Es kam zur luſtigen
Kneiperei, wobei es ſich hevausſtellte, daß der kommuniſtiſche
Stadtverordnete zufällig ſein Geld zu Hauſe vergeſſen hatte
und daher die Hilfe des Landwirts Helemann mit 1000 Mark
in Anſpruch nehmen mußte. Trotzdem aber bezahlte zum
Schluß der Landwirt die ganze Zeche. Auf dem Nachhauſewege
wurde Helemann von dem Kommuniſten begleitet und nachdem
ſich letzter von ihm entfernt hatte, machte er die Entdeckung,
daß ihm der Reſt ſeines Geldes, es waren noch 14 000 Mark,
abhanden gekommen war. Die Geldtaſche hatte ſich der Herr
Stadtverordnete angeeignet und ſie mußte ihm erſt mit Hilfe
des Wachtmeiſters Schneider abgenommen werden.“ Erlogen
iſt in dieſem Bericht, daß Genoſſe Landrat Vogl an dieſer
Sauferei mit teilgenommen hat. Aber das hindert ja die
Deutſchnationalen nicht, die Hauptſache iſt, es wird wieder
einmal ein mehrheitsſozialiſtiſcher Beamter in den Schmutz
gezogen. Auch das Autounglück, was vor kurzem von Elſter
werda durch die Preſſe ging, war inſofern erlogen, als die
Jnſaſſen betrunken geweſen ſein ſollten. Wie wir hören hat
Genoſſe Vogl, der gegenwärtig auf Urlaub weilt, gegen dieſe
verleumderiſchen Nachrichten Anzeige erſtattet. Die volks-
parteiliche Stinnestante von Halle, „Allg. Ztg.“, hat bereits
vor einer Woche nach eingezogenen Erkundigungen richtig
geſtellt, daß Gen. Vogl ohne Grund verdächtigt wurde
Trotzdem verleumden die reaktionären Blätter luſtig weiter,

Falkenberg. Eine Verſammlung der S. P. D.
Unſere am 20. ds. Mts. ſtattgefundene öffentliche Verſamm
lung, in der die Genoſſin Kröger ſprach, war den Umſtänden
angepaßt gut beſucht. Die Genoſſin Kröger erntete für ihre
Ausführungen reichen Beifall. Jn der Diskuſſion wurden
ihre Ausführungen von den Genoſſen Dietrich, Beyer und
Dammenhayn unterſtrichen. Von den Demokraten verſuchte
Lehrer Wunderlich der Referentin entgegen zu treten. Er
wurde aber von der Referentin, ſowie von den anderen Dis-
kuſſionsrednern, ſcharf abgeführt.

Naundorf b. Lauchh. Schießerei. Esgibt immer noch Leute, denen die Vorgänge der vergangenen ſechsJahre nicht genug ſind. Zu ihnen gehören allem Anſchein nach

die hieſigen Kriegervereine. en ganzen Sonntag nachmittag
vollführten ſie eine wüſte Schießerei auf rapr ande, wahr-
ſcheinlich in der Annahme, daß es den umliegenden Anwohnern
ein beſonderes Vergnügen ſei, nach ſchwerer Nachtſchicht auch noch
um ihren Nachmittagsſchlaf gebracht zu werden. Wenn ſchon dieſe
militäriſchen Mätzchen, die nun einmal bezeichnend ſind für den
Geiſt, der noch in manchen ars herrſcht, nicht beiſeite gelaſſen
werden können, dann ſoll man ſie doch wenigſtens dort ausüben,
wo ſie niemand läſtig fallen. Verwunderlich iſt es überhaupt, daß
die Polizei einen Schießſtand mitten im Dorfe duldet und nicht
ſchon längſt eingeſchritten iſt.

Stendal. Großfeuer in einer Mühle. Am Dienstag
morgen kurz nach 3 Uhr entſtand in der Walzenmühle von
A. Weidling infolge einer Mehlſtaubexploſion Feuer, das auf

engen
Auch der Gebäudeſchaden iſt ſehr beträchtlichKalientn Je

den gefüllten Kornſpeicher ausdehnte und ungeheure
Korn vernichtete.
und dürfte mitſamt dem übrigen Schaden mehrere
ausmachen.

Pranger des Jugendkartells
Lehrlingsſchinderei. Ausbeutung

BVerantwortlich: Fritz Lindenberg, Halle (S)), Jakobſtraße 30.

1. Schloſſerei Wilhelm Malchow, hier, Karlſtr. 24
beſchäftigt:

s Lehrlinge keinen Geſellen.
Selbige müſſen durchſchnittlich täglich o Stunden arbeitey

bei einer Entlohnung im:
1. Lehrjahr mit 2, Mark wöchentlich,
2. Jene mit 3, Mark wöchentli
3. Lehrjahr mit 4, Mark wöchentli

z. girma Ernſt Weinhold, Kl. Klausſtr. 1, gibr
feinem Lehrling monatlich 40, Mark, mit einer Arbeitszeit von
früh s Uhr bis abends 7 Uhr mit 2 Stunden Pauſe.beſchloſſen. Die Bürgerſchaft ſoll nicht, wie urſprünglich vorge-

hen, eine Millioe Mark, ſondern fünf Millionen Markt und
das Stammiavpital der Geſellſchaft ſoll drei Millionen Mark
nicht. wi erkt vorgejehen,
Davon ſollen übernehmen der Kreiskommunalverband 2 Mill.
Mark und die privaten Geſellſchaften zuſammen eine halbe Mill.
Mark. Man hofft, daß die Kreisbank, deren Hauptzweck iſt, den

anderthalb Millionen Mark t
Bemerkung: Obiger Pranger iſt aufgeſtellt vom Jugendkartell, zit ür alle Migendihe und r

ausbeuter. Wir bitten, alle Angaben betr. Jgueer an obige
Adreſſe oder an den Vorſitzenden W. Nette, Beeſenerſtr. 21, ge
langen zu laſſen.

Was ſagt zu Obigem die Gewerbeinſpektion?
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